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Bolen und die Slowakei 


Die Abordnung der Slowakiſchen Liga in Amerika, die vor kurzem 
in Gdingen eingetroffen iſt und ſich von dort über Poſen und Warſchau nach Preßburg 
begeben hat, um dem Führer der Slowakiſchen Volkspartei, Pfarrer Hlinka, das 
Original des Pittsburger Vertrages, der die Rechtsgrundlage der 
ſlowakiſchen Autonomieforderung bildet, zu überreichen, iſt in Polen mit großem Aufwand 
empfangen worden. Der Empfang, der ſowohl von polniſcher wie von flowakiſcher 
Seite als eine politiſche Demonſtration und als eine Warnung an Prag gedacht war, hat 
die Aufmerkſamkeit auf das polniſch⸗ſlowakiſche Verhältnis gelenkt. 

Die leitenden Gedanken dieſes betont freundlichen Verhältniſſes liegen ziemlich klar auf 
der Hand. Was die polniſche Einſtellung zur ſlowakiſchen Frage 
anlangt, ſo kann folgendes beobachtet werden: Die Eſchechen und Polen ſind in der 
Frage des Führungsanſpruches in Oſtmitteleuropa oder, wie es in 
Verſailles genannt wurde: im „antideutſchen Mitteleuropa“ immer Rivalen geweſen, und 
ſie werden es bleiben. Selbſt die polniſchen Kreiſe, die in Oppoſition zur Politik des 
Oberſten Beck im Laufe der letzten Jahre ſtets die Notwendigkeit einer polniſch⸗tſchechiſchen 
Zuſammenarbeit gegen Deutſchland betont haben, ſind davon überzeugt, daß eine ſolche 
Zuſammenarbeit mit den Tſchechen erſt dann möglich ſein wird, wenn 
in der inneren Struktur und im äußeren Beſtande der tſchecho— 
ſlowakiſchen Republik gewiſſe Korrekturen vorgenommen fein 
werden. Die polniſche Außenpolitik hat im Rahmen der ihr gegebenen Möglichkeiten 
das Ihre dazu beigetragen, das in den Pariſer Vorortdiktaten geſchaffene Inſtrument der 
tſchechiſchen Führung im ſüdlichen Teile Oſtmitteleuropas, die Kleine Entente, zu zerſtören. 

Schwerer als die Kleine Entente, die von Polen immer nur als ein Hindernis für die 
Verwirklichung der machtpolitiſchen Expanſion empfunden worden iſt, fällt für das polniſch⸗ 
tſchechiſche Verhältnis ins Gewicht, daß zwiſchen der Tſchecho-Slowakei und 
der Sowjetunion eine Zuſammenarbeit beſteht, die für den pol: 
niſchen Staat von geradezu tödlicher Wirkung ſein kann. 
Dr. Kramarſch hat das Verhältnis der Tſchecho-Slowakei zur Sowjetunion im 
Jahre 1925 einmal mit folgenden Worten umriſſen: „Die Tſchecho⸗Slowakei kann ihre 
Zukunft am beſten nur mit Hilfe eines erſtarkten Rußland ſichern, ebenſo wie das erſtarkte 
Rußland uns als Vorpoſten bei ſeinem Vordringen nach Weſten brauchen wird. Keine 
Kleine Entente und kein Garantiepakt iſt imſtande, die Entwicklung und die Erhaltung 
der Tſchecho⸗Slowakei ſicherzuſtellen. Unſere Bürgſchaft, ich möchte ſagen, unſere einzige 
Sicherheit, kann einzig und allein Rußland fein... Wir haben auf der Friedens⸗ 
konferenz mit unſeren auch die Intereſſen Großrußlands vertreten. Das iſt vorläufig in 
der Weiſe gelungen, daß wir zwecks eines ſpäteren Zuſammenſchluſſes 
der Tſchecho-Slowakei mit dem großen geeinten Rußland durch⸗ 
ſetzten, daß Karpathenrußland unſerer Republik einverleibt wurde. Damit hat ſich, wenn 
auch nur teilweiſe, unſere alte Sehnſucht nach einem räumlichen Zuſammenſchluß mit 
Ihrem von uns geliebten Lande erfüllt.“ Die tſchechiſche Politik hat dieſe Worte 
Kramarſchs in vollem Umfang beſtätigt. Der räumliche Zuſammenſchluß mit der Sowjet⸗ 
union iſt aus dem Zwang der Verhältniſſe und aus der Mentalität des tſchechiſchen 
Volkes heraus die Hoffnung und das Ziel jeder Prager Politik, die auf die Sicherung 
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der auf den Diktatskonferenzen zufammengerafften Beute bedacht iſt. Das Streben nach 
einem ſolchen Zuſammenſchluß aber bedeutet für Polen eine ſtändige Bedrohung ſeines 
territorialen Beſtandes, und zwar an ſeiner von völkiſchem Sprengſtoff geladenen, am 
wenigſten gefeſtigten Stelle. Ein mit der Sowjetunion verbündeter tſchechiſcher Staat, 
der Herr über den ſlowakiſchen Karpathenraum ift, muß für den polnifchen Staat auf 
die Dauer eine unerträgliche Belaſtung bedeuten. 


Aus dieſen Tatſachen ergibt ſich von ſelbſt das polniſche Intereſſe an der ſlowakiſchen 
Frage. Dieſes Intereſſe hat ſchon immer beſtanden. Es iſt in letzter Zeit nur offener in 
Erſcheinung getreten, und zwar in dem Maße, in dem ſeit dem uſammenſchluß Oeſter⸗ 
reichs mit dem Deutſchen Reiche die ſchwelenden Nationalitätenfragen des kſchechiſchen 
Vielvölkerſtaates zu hellem Brande enkfacht worden ſind. Die polniſche Au ßen⸗ 
politik iſt auch in der ſlowakiſchen Frage wieder einmal beſtrebt, 
ſich zum Nutznießer einer politiſchen Entwicklung zu machen, bei 
der die Laſten und Gefahren des Handelns auf den Schultern 
anderer liegen. So wie es ganz offenſichklich iſt, daß das Wiederakutwerden der 
ſlowakiſchen Frage durch das Erſtarken des Deutſchen Reiches ausgelöſt worden iſt, fo 
unterliegt es auch keinem Zweifel, daß Polen weder gewillt noch in der Lage iſt, für das 
Recht des ſlowakiſchen Volkes einen höheren Einſatz als den demonſtrativer Empfänge 
zu wagen. Es bleibt von deutſcher Seite die Bemerkung zu machen, daß ſich die Polen 
den Slowaken gegenüber mit einigem Geſchick in die Rolle eines Retters aus einer 
Situation hineingeſpielt haben, die ſie in Wirklichkeit von ſich aus gar nicht zu meiſtern 
vermögen. Sie berufen ſich dabei gern auf die „ſlawiſche Brüderlichkeit“, 
die fie den Tschechen gegenüber verleugnen, und auf die durch den Katholizismus bedingte 
„kulturelle Gemeinſchaft'!', die vielleicht in der Idee, aber nicht in der Praxis 
beſteht, da ihr die Grundlage des geſchichtlichen Gewachſenſeins fehlt. 

Bei alledem ift es ſelbſtverſtändlich, daß es nicht der Leitgedanke der polniſchen Politik 
in der ſlowakiſchen Frage fein kann, den Slowaken zu dem ihnen von den Tſchechen vor⸗ 
enthaltenen Recht zu verhelfen. Vielmehr ſind die Slowaken für Polen 
nur ein Mittel zum Zweck. Wladyslaw Studnicki hat in feinem Buche 
„Polen im politiſchen Syſtem Europas“ geſagt: „Die Tſchechen ſind grundſätzlich Gegner 
Polens, die Ungarn Polens natürliche Verbündete. Die Karpathen, die Polen von Ungarn 
trennen, haben eine natürliche Grenze zwiſchen dieſen beiden Staaten geſchaffen ...“ 
Das Buch Studnickis iſt, als es vor wenigen Jahren erſchien, in ganz Polen mit großer 
Befliſſenheit abgelehnt worden. Was aber die von Studnicki dort vertretene The ſee 
vonder Nofwendigkeiteiner gemeinſamen polniſch⸗ungariſchen 
Grenze anlangt, ſo kann man feſtſtellen, daß ſie in Polen heute wohl allgemein aner⸗ 
kannt wird; und es ſteht auch feſt, daß in dieſer Angelegenheit bereits ſeit geraumer Zeit 
gewiſſe Vereinbarungen zwiſchen den intereſſierten Teilen beſtehen. Gerade hier aber zeigt 
es ſich, daß es Polen erſt in zweiter Linie intereſſiert, was die Slowaken ſelber eigentlich 
wollen. N 

Hier liegt auch der ſchwache Punkt der ſo ſtark betonten polniſch⸗ 
ſlowakiſchen Freundſchaft. Er iſt bei den Empfangsfeierlichkeiten, die der 
ſlowakiſchen Abordnung aus den Vereinigten Staaten in Warſchau bereitet worden find, 
ziemlich deutlich in Erſcheinung getreten. Bei den im Warſchauer Rathaus ausgetauſchten 
Reden iſt das politiſche Programm der Slowaken von polniſcher Seite mit viel weiter⸗ 
gehenden Konſequenzen verfochten worden, als es von ſlowakiſcher Seite ſelber geſchehen 
iſt. Der Führer der ſlowakiſchen Abordnung hat keineswegs von einer ſtaatlichen Löſung 
der Slowaken von den Tſchechen, ſondern nur davon geſprochen, daß das ſlowakiſche Volk 
von den polniſchen Brüdern Hilfe für jene Tſchecho⸗Slowakei erhoffe, die auch die 
Slowaken mitgeſchaffen hätten. Das aber bedeutet, daß die ſlowakiſche 
Abordnung ziemlich klar von der polniſchen Vorſtellung einer 
gemeinſamen polniſch⸗ungariſchen Grenze abgerückt iſt. Dr. Hletko, 
der Leiter der Slowakiſchen Liga in Amerika, hat in ſeiner Anſprache geſagt: „Ich bitte 
Euch, wenn ihr die ſlowakiſche Nation uneigennützig liebt, helft ihr! Wir ameri⸗ 
kaniſchen Slowaken, die wir halfen, die Tſchecho⸗ſlowakiſche 
Republik zu erbauen, wir werdenſie nicht zerſtören. Wenn ihr die 
Slowaken und die Slowakei liebt, helft die Tſchecho-⸗Slowakiſche Republik 
zu verteidigen! Suchen doch die Slowaken dort ihre Freiheit, ihren Frieden und 
ihre Geltung. enn ihr uns liebt, dann zeigt Eure Liebe zu dieſer ſlawiſchen Republik, 
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die wir amerikaniſchen Slowaken zu erbauen halfen. Wir amerikaniſchen Slowaken 
fahren in die Tſchecho⸗Slowakei mit dem Pittsburger Vertrag, der der Tſchecho⸗ſlowa⸗ 
kiſchen Republik zu ihrer Entſtehung verhalf. Wir bringen ihn jetzt nach der Slowakei, 
damit er in dieſen Zeiten der Verſtändigung zwiſchen Eloinaken und Tſchechen helfe“. 

Selbſt wenn man annehmen will, daß ſich die ſlowakiſche Abordnung bei der Formulie⸗ 
rung ihrer politiſchen Forderungen mit Rückſicht auf ihre, der tſchechiſchen Gewalttätig⸗ 
keit ausgeſetzten Volksgenoſſen eine gewiſſe Zurückhaltung auferlegt hat, kann man nicht 
umhin zu bemerken, daß es durchaus fraglich erſcheint, ob es der Sinn der ſlowakiſchen 
Autonomieforderung ift, die ſtaatliche Gemeinſchaft mit den Tſchechen gegen die mit einem 

anderen, auf breiter Front benachbartem Volk zu vertauſchen. Worauf es den Slowaken 
ankommt, iſt dies: Sie wollen Herren im eigenen Hauſe ſein. Etwas anderes ſteht auch 
nicht im Pittsburger Vertrag, deſſen Einhaltung ſie von der Prager Regierung verlangen. 
Es wäre ſicherlich eine Verkennung der politiſchen Tatſachen, wenn man annehmen wollte, 
daß die Errichtung einer gemeinſamen polniſch-ungariſchen Grenze eine ſlowakiſche 
Forderung iſt. Von der Slowakiſchen Volkspartei, der ſtärkſten politiſchen Gruppe des 
Slowakentums, wird dieſe Löſung jedenfalls nur als die letzte aller beſtehenden Möglich⸗ 
keiten ins Auge gefaßt, nicht zuletzt deshalb, weil die Slowakiſche Volkspartei wohl nicht 
mit Unrecht befürchtet, daß dieſe Löſung, die von zwei mit ganz beſtimmten Reviſions⸗ 
bezw. Expanſionsgedanken belaſteten Nachbarn betrieben wird, zu einer ſtaatlichen 
Aufteilung des ſlowakiſchen Volksbodens führt. Von polniſcher Seite 
werden, was für Deutſchland in volkspolitiſcher Hinſicht beſonders intereſſant iſt, in erſter 
Linie Forderungen in Bezug auf die Zips und das anſchließende Kaſchauer 
Gebet erhoben. Dieſe Forderungen werden einmal volkspolitiſch „begründet“: es 
gibt in dieſer Gegend einige Polen. Sie werden zweitens hiſtoriſch „begründet“: ein Teil 
der Zips hat vom Beginn des 15. Jahrhunderts an (Sigismund von Ungarn hat damals 

egen 37 000 böhmiſche Groſchen das Gebiet an Polen verpfändet) bis zur Teilung 
Polens unter polniſcher Verwaltung geſtanden; und fie wird (unausgeſprochen) auch 
ſtrategiſch begründet: der Beſitz dieſes Gebietes, durch das eine alte Völker, Handels⸗ und 
Heerſtraße führt, ſichert Polen den Zugang in das pannoniſche Tiefland. 

Ein Punkt verdient dabei befondere Beachtung: In Polen ſcheint man in der ſlowa⸗ 
kiſchen Frage guter Hoffnung zu ſein. Es deutet manches darauf hin, daß man in Polen 
unter der Hand in dieſer Frage einem Ziele zuſtrebt, das mit den ungariſchen Plänen in 
einem offenſichtlichen Widerſpruch ſteht. Wenn man ſich polniſcherſeits um 
dieſlowakiſche Freundſchaft bemüht, ſo wird dabei, wenn nicht alles 
trügt, mit dem Gedanken einer irgendwie gearteten ſtaatlichen Verbindung der Slowakei 
(nicht etwa nur der Zips und Kaſchaus) mit Polen geſpielt. Es läßt ſich ſchwer 
ſagen, inwieweit eine ſolche Hoffnung, die z. B. im „Maly Dziennik“ vom 16. April d. J. 
in einer Kartenſkizze dargeftellt worden ift (ſiehe „Oſtland“, Nr. 9/1938, Seite 184), be 
gründet erſcheint. Es verdient aber immerhin feſtgehalten zu werden, daß der Führer 
der Slowakiſchen Volkspartei, Pfarrer Hlinka, gelegentlich auch mit dem Gedanken 
einer ſolchen Verbindung geſpielt hat. So hat Hlinka vor längerer Zeit einmal geſagt: 
„Wenn ſich Prag Pakte mit den Bolſchewiſten erlaubt, ſo werden 
wir Slowaken pakte mif den Polen ſchließen im Intereſſe des ſlowaki⸗ 
ſchen Volkes und des Staates. Uns ſtehen die Polen näher als die Bolſchewiken. Prag 
wird uns einmal dankbar ſein, daß wir Mittler und Brücke zwiſchen Prag und Warſchau 
waren.“ Und kürzlich, nach der Entgegennahme des Pittsburger Vertrages, hat Hlinka 
ausländiſchen Preſſevertretern gegenüber erklärt: „Ob uns Europa zu Polen 
einteilen ober uns beider Tſchecho-Slowakei belaffen wird, ift 
uns gleich. Auf jeden Fall müſſen unſere Rechte gewahrt bleiben, und die Slowakei 
darf nicht geteilt werden.“ In dieſen Aeußerungen deutet ſich eine Entwicklung an, von 
der man wohl annehmen darf, daß ſie in Ungarn Verwunderung und Enttäuſchung her⸗ 
vorrufen wird. Es wird jedenfalls immer klarer, daß die polniſchen Bemühungen in der 
ſlowakiſchen Frage auf einer ganz anderen Linie verlaufen, als man es ſich in Ungarn 
zuerſt vorgeſtellt hat. Polen hat ſich aus einem Helfer der ungariſchen 
Repifionspolitif, als den es ſich zuerſt aufgeſpielt hat, in einen Konkur⸗ 
renken der ungariſchen Anſprüche verwandelt. Die Freundſchaft mit 
He muß den Madjaren unter ſolchen Umſtänden in einem recht zweifelhaften Lichte 
erſcheinen. 


243 


Man würde die polnifche Einftellung zur flomafifchen Frage nur unvollſtändig 
ergründen, wenn man die Uleberlegungen außer Acht laſſen wollte, die die polniſche Politik 
dabei gegenüber dem Deutſchen Reiche bewegen. Studnicki hat in ſeinem 
bereits zitierten Buche geſagt: „Neben dem Anſchluß Deſterreichs an Deutſchland iſt die 
Beſeitigung des tſchechiſchen Korridors und die Rückkehr Ungarns zu ſeiner geſchichtlichen 
polniſch-ungariſchen Grenze Vorausſetzung zur Bildung des mitteleuropäiſchen Blockes. 
Ungarn fürchtet den Anſchluß, weil dann nicht das ſchwache Oeſterreich, ſondern das 
ſtarke Deutſchland fein Nachbar fein würde. Es würde aber als Gegenleiſtung für dieſe 
Nachbarſchaft Nordungarn wiedererlangen und zur früheren geſchichtlichen polniſch⸗ 
ungariſchen Grenze zurückkehren. In Polen kann die Teilnahme am mittel- 
europäiſchen Block keine Befürchtungen erwecken, ſofern es eine 
unmittelbare Grenze mit Ungarn hat... Studnicki, der ſich wegen 
feines konſequenten Eintretens für eine deutſch-polniſche Annäherung in Polen eines un- 
gemein ſchlechten Rufes erfreut, hat hier alſo die Anſicht vertreten, daß Polen 
für die Wieder vereinigung Oeſterreichs mit dem Deutſchen Reiche 
durch die Herſtellung einer gemeinſamen polniſch⸗ungariſchen 
Grenze entſchädigt und geſtärkt werden müſſe. Dieſe Anſicht iſt heute 
ganz allgemein in Polen verbreitet: Durch den Machtzuwachs, den das Deutſche Reich 
durch den Zuſammenſchluß mit Oeſterreich erfahren habe, fo wird argumentiert, ſei das 
„Gleichgewicht der Kräfte in Europa geſtört“; es könne nur dann wiederhergeſtellt 
werden, wenn es gelinge, dem deutſchen Blockeinen geſchloſſenen Block 
der oſtmitteleuropäiſchen Staaten entgegenzuſtellen, der an 
keiner Stelle durch antipolniſche Tendenzen geſtört ſei. Im Sinne 
dieſer Ueberlegungen hat die polniſche Politik unter Ausnutzung einer ungemein günſtigen 
Situation in der litauiſchen Frage gehandelt. Und im Sinne dieſer Uleberlegungen bei 
gegebener Gelegenheit auch in der ſlowakiſchen Frage zu handeln, iſt die polniſche Politik 
ohne Zweifel entſchloſſen. 


Die polniſche Politik iſt eindeutig gegen die derzeitige innere Struktur und den 


derzeitigen äußeren Beſtand des tſchechiſchen Staates gerichtet. Es iſt aber folgendes 
zu überlegen: In demſelben Augenblik, in dem die polniſche Preſſe gegen den tſchechiſchen 
Staat zu Felde zieht, iſt fie darum beſorgt, ſich der ſpäteren Bundes⸗ 
SS der Tſchechen gegen den gemeinfamen deutſchen 
achbarn zubergewiſſern. Es müſſe, fo heißt es da, unter allen Umſtänden 
verhindert werden, daß die Tſchechen dann, wenn ſie durch die Aufteilung ihres gegen⸗ 
wärtigen Staates zu politiſcher Ohnmacht verurteilt ſein werden, unter deutſchen Einfluß 
geraten; dann, wenn die Tſchechen für Polen ungefährlich ſein 
werden, müſſe man ſie in ihrer antideutſchen Haltung beſtärken; 
dann könne die tſchechiſche Unverſöhnlichkeit und der tſchechiſche Haß gegen Deutſchland 
ſich als ein ſehr nützlicher Faktor für Polen erweiſen. Man wird zugeben müſſen, daß die 
hier empfohlene Methode, einen Gegner zunächſt durch einen Dritten unſchädlich 
machen zu laſſen und ſich dabei an ihm zu bereichern, und dieſen ſelben Gegner dann 
egen denſelben Dritten zu hetzen, zwar etwas ungewöhnlich iſt, aber im vorliegenden 
alle immerhin einigermaßen erfolgverſprechend erſcheint, — wenn man dieſe polniſchen 
Abſichten auf deutſcher Seite nicht genügend beachtet. Dr. K. 


Deuiſches Handwerk in Polen 


Ein Gang durch die polniſche Abteilung der Internationalen 
Handwerksausſtellung in Berlin hat ſeinen beſonderen Reiz. Es verſteht 
ſich von ſelbſt, daß von Polen wie von allen anderen Ländern, die an dieſer Schau des 
handwerklichen Könnens beteiligt find, nicht Durchſchnitts⸗, ſondern Spitzenleiſtungen aus⸗ 
geſtellt worden ſind, daß man alſo aus dem, was gezeigt wird, nicht auf das allgemeine 
handwerkliche Niveau ſchließen darf. Gerade das aber macht die polniſche Abteilung 
der Ausſtellung unter dem Geſichtspunkt, unter dem ihr im Folgenden einige Worte der — 
Anerkennung gewidmet werden ſollen, für einen aufmerkſamen Beſchauer beſonders in⸗ 
tereſſant. Bor allem ein deutſcher Beſchauer wird mit Genugtuungfeſtſtellen, 
wie hoch das handwerkliche Könnendeutſcher V 
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aus Polen von den polniſchen Veranſtaltern dieſer Schau ein⸗ 
geſchätzt worden iſt. Die Werke deutſcher Handwerker und Künſt⸗ 
ler, vor allem der Vergangenheit, gehören, wie die Tatſache ihrer Aufnahme in die 
polniſche Abteilung der Ausſtellung beweiſt, nach dem Urteil der maßgebenden polniſchen 
Stellen zu dem Beſten, was an Werken dieſer Art in Polen herge⸗ 
ſtellt worden iſt, und dem von polniſcher Seite vielfach nichts Gleichwertiges zur 
Seite geſtellt werden kann. Ob die polniſchen Veranſtalter wirklich die Abſicht gehabt 
haben, den großen und führenden Anteil des deutſchen Elementes am Handwerk in Polen 
zur Darſtellung zu bringen, oder ob ſie etwa gehofft haben, ſich hier unbeobachter wieder 
einmal mit fremden Federn ſchmücken und peinliche Blößen verdecken zu können, mag 
dahingeſtellt bleiben. Tatſache iſt jedenfalls, und davon kann ſich jeder aufmerkſame Be⸗ 
ſchauer ſehr leicht überzeugen, daß die genannte Abteilung der Ausſtellung ke ine Schau 
des polniſchen i ſondern eine Schau des Handwerks 
in Polen darſtellt. Daß das ein weſentlicher Unterſchied iſt, begreift jedes Kind. 


Schon bei einem flüchtigen Gang durch die polniſche Abteilung fällt einem die ver⸗ 
hältnismäßig große Zahl der deutſchen, teils mehr, teils weniger polo⸗ 
niſierten Namen der ausſtellenden Werkſtätten auf. In der Abteilung 
Metall find z. B. vertreten Ober nait-Warſchau, Lubert-Warſchau, Henne⸗ 
berg⸗Warſchau und Hempel⸗Warſchau, in der Abteilung Leder u. a. Krauze⸗ 
Warſchau und Furmanſki⸗Warſchau, in der Abteilung Schmuck z. B. Szule⸗ 
Warſchau und Knedler-Warſchau, in der Abteilung Glas u.a. Stromajer⸗ 
Warſchau; und weiter findet man unter den Ausſtellern noch Namen wie Froehlich⸗ 
Kattowitz, Feiſt⸗Poſen, Bornſtädt-Warſchau, Glier-⸗Warſchau uam. Gewiß 
ſind das polniſche Firmen, aber es verdient immerhin feſtgehalten zu werden, daß in dieſen 
Namen die Erinnerung an jene Zeit fortlebt, in der durch deutſche Handwerker in den 
durch die einzigartige Mißwirtſchaft des polniſchen Adels zugrundegerichteten Städten 
der Grund zu einem neuen Bürgertum gelegt worden iſt. Ein aus Deutſchland eingewan⸗ 
derter Vorfahr desſelben Glier, deſſen Muſikinſtrumente in der polniſchen Abteilung 
ausgeſtellt worden ſind, hat vor etwa 150 Jahren zu den erſten Blasinſtrumentenherſtel⸗ 
lern Warſchaus gehört. Auch die Gebrüder Henneberg, die in der polniſchen Ab⸗ 
teilung mit kunſtvollen Metallarbeiten vertreten ſind, können die handwerkliche Tätigkeit 
ihrer aus Deutſchland ſtammenden Sippe in Warſchau bis in den Ausgang des 18. Jahr⸗ 
hunderts zurückverfolgen. Und der Hempel, der die Erzeugniſſe ſeiner Werkſtätten 
in der polniſchen Abteilung ausgeſtellt hat, kann darauf hinweisen, daß ſich fein Name 
in Warſchau ſchon vor anderthalb Jahrhunderten, als ſein aus Deutſchland zugewander⸗ 
ter Vorfahr dort ſeine kunſtvollen Silbergeräte herſtellte, eines guten Klanges erfreut hat. 
Mit dieſen Beiſpielen mag es genug fein. Sie veranſchaulichen die fort wirkende 
Kraft des in früheren Jahrhunderten nach Polen eingewander⸗ 
ten deutſchen Handwerkertums in geradezu verblüffender Weiſe. 


Jedermann weiß, daß der Altar in der Marienkirche zu Krakau, den 
der Nürnberger Meiſter Veit Stoß geſchaffen hat, das gewaltigſte und 
ſchönſte Kunſtwerk iſt, das Polenbeſitzt. Das Werk dieſes deutſchen Meiſters 
bildet die Krone alles handwerklichen und künſtleriſchen Schaffens in Polen. Das haben 
auch die Organiſatoren der polniſchen Abteilung der Handwerksausſtellung erkannt. An 
zwei Stellen ſind Photos des Krakauer Marienaltars ausgeſtellt worden. eine Anſicht 
des Altars iſt auch in einer aus Anlaß der Ausſtellung von polniſcher Seite herausgege⸗ 
benen deutſchſprachigen Propagandabroſchüre enthalten, und in einer Vitrine hat man 
neben anderen ledergebundenen Büchern, die Zeugnis für die Buchbinderkunſt in Polen 
ablegen ſollen, auch ein Buch mit dem Titel „Wit Stwoſz“ untergebracht. Wenn ſich 
die polniſchen Ausſteller dabei ſtatt des richtigen deutſchen Namens des Meiſters, der 
im 15. Jahrhundert gelebt hat, einer unverſtändlichen Schreib weiſe des Namens 
bedienen, fo läßt das bei ihnen allerdings in verſchiedener Hinſicht einen bedauer⸗ 
lichen Mangel an Bildung erkennen. Denn erſtens kann es ihnen nicht unbe⸗ 
kannt geweſen Fein, daß die von ihnen angewandte Schreibweiſe „Wit Stwoſz“ das 
Phantaſieprodukt eines gewiſſen Ambroſius Grabomffi darſtellt, der dieſe Schreibweiſe 
um die Mitte des vorigen Jahrhunderts, alſo mehrere Jahrhunderte nach dem Tode des 
Künſtlers, erſtmalig in einem von ihm verfaßten Führer durch Krakau angewandt hat; 
und zweitens ſtellt dieſer Verſuch, durch die polniſche Namenstarnung die wirkliche Volks⸗ 
zugehörigkeit des Veit Stoß zu verſchleiern, von neuem unter Beweis, daß die Polen 
mit den Grundregeln der internationalen Höflichkeit, die unter 
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kultivierten Völkern gerade bei einer internationalen Ausſtellung niemals außer Acht ge: 
laffen werden, auf dem Kriegs fuße ſtehen, — was bei dem noch geringen Selbſt⸗ 
vertrauen der Polen, die alle irgendwie noch an den ſeeliſchen Verkrampfungen der Un⸗ 
freiheit leiden, ja auch nicht weiter verwunderlich iſt. Nach der peinlichen Panne, die die 
Polen bei der Weltausſtellung in Paris mit Nikolaus Coppernicus erlitten haben, den ſie 
dort der erheiterten Welt als einen ihrer polniſchen Geiſtesheroen vorzuſtellen verſuchten, 
muß das Unterfangen, mit der Legende vom angeblichen Polentum des Veit Stoß in der 
Hauptſtadt des Deutſchen Reiches aufzukreuzen, als ebenſo unverſchämt wie unklug 
bezeichnet werden. Denn es verſteht ſich von ſelbſt, daß durch ein ſolches Verhalten die 
Frage aufgeworfen wird, ob es in Zukunft noch tragbar iſt, die Polen an inter⸗ 
nationalen Veranſtaltungen teilnehmen zu laſſen, da man es den jeweiligen Gaſtgebern 
ſchwerlich zumuten kann, ſich durch die arrogante Aufdringlichkeit der polniſchen Propa⸗ 
ganda noch weiterhin provozieren zu laſſen. Es iſt immer gefährlich, ſich nachſagen laſſen 
zu müſſen, daß man ſich nicht zu benehmen verſteht. 
enn man will, kann man in der polniſchen Abteilung eine deutſchſprachige Pro pa⸗ 
gandabroſchüre „Das Handmwerf in Polen“ mitnehmen. Sie wird einem 
von einem freundlichen jungen Mann Den überreicht. Es ift auch ungemein amüſant, 
ſich von dieſem jungen Mann einige Erklärungen zu den einzelnen, irgendwie mit dem 
deutſchen Handwerk in Polen zuſammenhäagenden Ausſtellungsgegenſtänden geben zu 
laſſen. Man kann dabei am lebenden Objekk erheiternde Studien über die Pſychologie 
der polniſchen Propaganda betreiben. Man muß nur ſo tun, als ob man ihm glaubte. 
Sonſt wird er leicht bockig, und man kommt um ein ebenſo kurzweiliges wie intereſſantes 
Vergnügen. Was die genannte Broſchüre anlangt, fo hat die Miſchungvonkind⸗ 
licher Legendengläubigkeit, unfreiwilliger Komik und Speku⸗ 
lation auf die Dummheit der Mitmenſchen, die in ihr an Ausdruck 
kommt, geradezu etwas Rührendes an ſich. Man braucht nur ihre erſten Sätze zu leſen: 
„Schon im prähiſtoriſchen Polen war das Handwerk als Beruf auf gleicher Stufe mit 
dem Ackerbau, denn der Stellmacher Piaſt wurde, wie die Uleberlieferung ſagt, „vom 
Volke zum Fürſten gewählt. und wurde der Begründer einer Königsdynaſtie, die vier 
Jahrhunderte hindurch die Herrſchaft in Polen führte.“ In dieſem Stil geht es fort. 
Der Gedanke, daß es Menſchen geben ſoll, die ein Spinnſtubenmärchen nicht von einer 
Geſchichtsdarſtellung zu unterſcheiden vermögen, iſt deprimierend. Darüber, daß das 
Städteweſen in Polen eine ausgeſprochen deuffche Kulturſchöpfung geweſen iſt, dar⸗ 
über, daß die Innungen und Zünfte in Polen durch Jahrhunderte hindurch vorwiegend 
Gemeinſchaften deutſcher Handwerker geweſen ſind, in die nur aufgenommen werden 
konnte, wer ehrlicher und deutſcher Abſtammung war, und darüber, daß der Niedergang 
des Städteweſens und der Handwerkskunſt im alten Polen eine Folge der Vernichtung 
des mitkelalterlichen Deutſchtums geweſen ift, findet ſich in dieſer Broſchüre natürlich kein 
Wort. Es iſt kaum anzunehmen, daß der Verfaſſer das alles nicht gewußt haben ſoll. 
Da man es auf polniſcher Seite vorgezogen hat, über dieſe Dinge zu ſchweigen, iſt es 
umſo notwendiger, daß man auf deutſcher Seite darüber ſpricht. Daran, daß die Art, 
in der von deuffcher Seite dieſe Dinge behandelt werden müſſen, für die polniſche Seite 
nicht beſonders angenehm iſt, fragen die Leute die Schuld, die naiv genug geweſen find, zu 
oh daß man auf deutſcher Seite jede Provokation und jede Unverſchämtheit ohne 
iderſpruch hinnehmen werde. Die Vertretungen einiger Länder haben, ebenſo wie die 
Vertretung Polens, in ihren Ausſtellungskojen das deutſche Handwerk ihrer Länder ge⸗ 
zeigt; aber ſie ſind fair genug geweſen, die ausgeſtellten Gegenſtände als Erzeugniſſe des 
handwerklichen Könnens der deutſchen Volksgruppen ihrer Länder erkennen zu laſſen. 
Eine ſolch faire Geſinnung haben die Polen nicht aufzubringen vermocht; man hat in 
Deutſchland auch gar nichts anderes erwartet. Gerade das aber zwingt, im Zuſammen⸗ 
hun; mife Vz Lunfellimaz 'n. Alre. Veffenflicbßeit. -r. Are Weiffſbyen. Saltnrleffunngen 
in Polen zu ſprechen. Es ſei da an ein Wort des franzöſiſchen Schriftſtellers Pierre 
almigere erinnert, der in feinem Buche „Et demain“ einmal folgende Bemerkung 
gemacht hat: „Wir wundern uns in Frankreich, daß der Deutſche von feiner Kultur 
ſpricht. Wir reden nie von der unſrigen und find nicht eitel darauf. Das kommt daher, 
daß unſere Nachbarn, die Engländer, Belgier, Deutſchen, Schweizer, Italiener und Spa⸗ 
nier, ungefähr dieſelben find wie wir, nur mit kleinen Unterſchieden (im Kulturniveau). 
Bei Deutſchland iſt das anders. Weſtlich von ihm herrſcht die Ziviliſation, öſtlich von 
ihm aber die Barbarei. Seit 10 Jahrhunderten verſucht Deutſchland, dort zu koloni⸗ 
ſteren, dieſe Barbarei zu zügeln; aber mit wenigen Ausnahmen bleibt ſie die gleiche, un⸗ 
durchdringlich und drohend.“ Dr. K. 


246 


D 


Neunzehn Jahre ſtaatlicher Selbſtändigkeit haben es noch nicht vermocht, in Polen 
eine einheitliche Preffegefeßgebung zu ſchaffen oder wenigſtens die geltenden Preſſebeſtim⸗ 
mungen zu vereinheitlichen. Nur vorübergehend, und zwar in der kurzen Zeitſpanne von 
1927 bis 1930, gab es fo etwas wie ein einheitliches Preſſerecht, das durch ein 
Dekret des polniſchen Staatspräſidenten für ganz Polen in Geltung gefeßt wurde. Es 
fand jedoch nicht die Billigung der gefeßgebenden Kammern und wurde nach langwierigen 
Kämpfen zwiſchen Regierung und Oppoſition wieder aufgehoben. Dadurch trat der An 
ftand wieder ein, der Früher beſtanden hatte, und der ſich in der Weiſe kennzeichnen läßt, 
daß in den einzelnen Teilgebieten die verſchiedenen vorkriegs⸗ 
en Preſſevorſchriften Deutſchlands, Defterreihs und 

ußlands, hier und da ergänzt durch einige polniſche Beſtim⸗ 
mungen, in Kraft ſind. Das Gunze ſtellt ein Chaos dar, durch das hindurchzufin⸗ 
den dem gewandteſten Juriſten größte Schwierigkeiten bereitet und für den Nichtjuriſten 
ein undurchdringlicher e bedeutet. 

Das Preſſerecht iſt übrigens nicht das einzige nicht vereinheitlichte Rechtsgebiet in 
Polen. Bis zum heutigen Tage ſind die Vorſchriften des Familienrechts und des ding⸗ 
lichen Rechtes noch nicht kodifiziert. Aber in dieſen Fällen hat die Verzögerung der 
Unifizierung eine gewiſſe Begründung ). Die Vorſchriften des Preſſerechts find indeſſen 
Vorſchriften des öffentlichen Rechte, fie ſetzen ſich aus Straf⸗ und Verwaltungs⸗ 
beſtimmungen zuſammen. Hier ſtellt ſich die mangelnde Einheitlichkeit als ein 
viel größeres Uebel dar als im Zivilrecht. Die fehlende Vereinheitlichung auf dem Ge⸗ 
biete des Strafrechts hat praftifch zur Folge, daß ein und dieſelbe Sache in einem Teil 
Polens geſtattet, im anderen verboten, in einem Teilgebiet eine ſtrafbare Handlung, im 
anderen eine durchaus legitime Angelegenheit iſt. Die Rechtsunſicherheit im Staat wird 
dadurch noch vergrößert, wenn — wie im Falle der am 1. April 1938 durchgeführten 
Aenderung der Verwaltungsgrenzen einiger Wojewodſchaften — ſogar in ein und 
derſelben Verwaltungseinheit, wie beiſpielsweiſe in der durch einige kon⸗ 
greßpolniſche, alſo früher ruſſiſche Kreiſe, erweiterten Wojewodſchaft Poſen, von eine 
ander abweichende Strafrechtsvorſchriften beſtehen. 

Es kommt noch hinzu, daß die in den einzelnen Teilgebieten geltenden Vorſchriften 
in ſtarkem Maße veraltet find und den heutigen Bedingungen in keiner Weiſe mehr 
gerecht werden. So ſtammen die im Bereich des früheren Galizien und heutigen Klein⸗ 
polen gelegenen öſterreichiſchen Preſſebeſtimmungen aus den Jahren 
1862 und 1368; ihre letzte Novelliſierung erfolgte im Jahre 1994. Das deut⸗ 
ſche Preſſerecht, das noch in den ehemals preußiſchen Gebietsteilen in Geltung iſt, 
ſtammt aus dem Jahre 1874. Etwas „neuer“ find die ſtrafrechtlichen Beſtim⸗ 
mungen, die im ehemals ruſſiſchen Teilgebiet verpflichten; fie beruhen auf 
dem Dekret vom 7. Februar 1919 betr. die vorläufigen Preſſevorſchriften, die 
teilweiſe auf den Beſtinnnungen des ruſſiſchen Strafgeſetzbuches vom Jahre 1903 auf: 
gebaut ſind. 

Praktiſch ſieht heute eine im amtlichen „Monitor Polſki“ (Nr. 123 vom 31. Mai 1938) 
erſcheinende Bekanntmachung des für Preſſeangelegenheiten zuſtändigen polniſchen 
Reſſorts unter Anziehung der Rechtsgrundlagen folgendermaßen aus: 

„Das Miniſterium für innere Angelegenheiten hat der Zeitſchrift „Der Deutſche im Oſten“, 
herausgegeben in deutſcher Sprache in Danzig. auf Grund des Artikels 33 des Dekrets vom 
2. Februar 1919 betreffend die vorläufigen Preſſevorſchriften (Preußiſcher Staatsanzeiger Nr. 14, 
Poſition 186), § 26 des Preffegefeges vom 17. Dezember 1862 (Preußiſcher Staatsanzeiger Nr. 6 
ex 1863) ſowie $ 14 des Preſſegeſetzes vom 7. Mai 1874 (Reichsgeſetzblatt Nr. 16, Seite 65) in 
der Faſſung des Artikels 8 der Verordnung des Staatspräſidenten vom 28. Dezember 1934 (Geſetz⸗ 
blatt der Republik Polen, Nr. 140, Pofition 976) das Poſtdebit entzogen und ihre Verbreitung 
verboten, weil die Druckſchrift in ihrem Inhalt Anzeichen von Vergehen, die im Strafkodex vor⸗ 
geſehen ſind, aufweiſt.“ j 


% Die Vereinheitlichung des Familienrechts ſtößt auf große Schwierigkeiten wegen der geplanten Reform 
des Eherechtes, die ein einſchneidendes Problem darſtellt und ſowohl aus religiöſen als auch aus politiſchen 
Rückſichten ſehr ſchwierig zu löſen iſt. Die Vereinheitlichung des dinglichen Rechts wiederum konnte bisher 
nicht verwirklicht werden, weil fie eine Unifizierung des Syſtems der Grundbücher vorausſetzt — eine koſtſpielige 
Angelegenheit, die zudem langwierige Vorarbeiten erforderlich macht. 
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„Die ſeinerzeit als „vorläufig, bezeichneten Preſſevorſchriften find krotz mehrfacher An⸗ 
kündigungen von einem endgültigen polniſchen Preſſegeſetz bisher nicht abgelöſt worden. 
Dabei hat die polniſche Geſetzgebungsmaſchine keineswegs träge gearbeitet. Zahlreiche 
neue Geſetze ſind geſchaffen und ſogar eine einſchneidende Verfaſſungsänderung iſt durch⸗ 
geführt worden, aber die vorläufigen Prefjebeftimmungen ſind — getreu dem alten Sprich⸗ 
wort, daß nichts fo dauerhaft iſt wie ein Proviſorium — bis auf den heutigen Tag be⸗ 
laſſen worden. Die Rechtsvorſchriften, die das neue polniſche Strafgeſetzbuch vom 
14. Juli 1932 einführte, fußen noch auf den Preſſevorſchriften des ruſſiſchen Strafkodex 
von 1903 und weiſen nur wenige Neuerungen auf. 

Die Dringlichkeit einer baldigen Vereinheitlichung der 
Preſſebeſtimmungen wurde von polniſcher Seike ſchon wieder⸗ 
holt vorgebracht. Zuletzt iſt Anfang 1938 durch die polniſche Preſſe eine Mel⸗ 
dung gegangen, derzufolge die Regierung Vorarbeiten für ein neues Preſſegeſetz auf⸗ 
genommen habe, und wonach beabſichtigt ſei, den diesbezüglichen Regierungsentwurf auf 
einer der nächſten Seſſionen der geſetzgebenden Kammern zur Beratung zu ſtellen. Seit⸗ 
dem iſt es wieder ſtill um dieſes Geſetzesprojekt geworden. Das bedeutet indeſſen nicht, 
daß es keine Preſſekonflikte in Polen gibt, die die Einführung eines neuzeitlichen Preſſe⸗ 
rechts fo dringlich erſcheinen ließen. Die immer häufiger werdenden Maß⸗ 
regelungen von Zeitungen ie vielmehr darauf ſchließen, daß 
das Verhältnis'zwiſchen den Organen, die die Aufſicht über die 
Preſſe ausüben und der Preffe ſelbſt, ſich eher verſchärft. 

In der Frage der örtlichen ee der Gerichte herrſcht in der 
Geſetzgebung der drei ehemaligen Teilgebiete Polens eine weitgehende Verſchiedenheit. 
Gemäß den geltenden öſterreichiſchen Vorſchriften wird als Ort des Preſſever⸗ 
gehens ſtets der Ort, in welchem das Erzeugnis gedruckt iſt, angeſehen, ſofern er bekannt 
und im Inlande gelegen iſt 9.5 486 der öſterreichiſchen Strafprozeßordnung vom Jahre 
1883), nach deutſchem 8 echt der Ort, in deſſen Gerichtsbezirk die Druckſchrift er⸗ 
ſcheint und, wenn es ſich um eine Privatklage wegen Beleidigung handelt, kann der Kläger 
die Zeitung auch an feinem Wohnort verklagen. Was ſchließlich das ehemals ruſſiſche 
Teilgebiet anlangt, ſo fehlt es dort an genauen Vorſchriften über die Zuſtändigkeit der 
Gerichte. Infolgedeſſen entſcheidet in der Regel der Ort, an welchem das Preſſevergehen 
begangen worden iſt, und zwar gemäß den allgemeinen Vorſchriften des polniſchen Straf⸗ 
e das jedoch bei Preſſevergehen in feiner Anwendbarkeit zweifelhaft fein kann. 
Hierzu iſt noch zu bemerken, daß die Entſcheidung der Frage, ob die Beſtimmungen der 
vorkriegszeitlichen Preſſegeſetze hinſichtlich der örtlichen Zuſtändigkeit als verbindlich an⸗ 
zuerkennen find, erſt durch ſtändige Rechtsprechung der Strafkammer des Oberſten 
Gerichts in Warſchau vom 1. April 1930 erfolgt iſt. Denn im Augenblick des Inkraft⸗ 
tretens des neuen polniſchen Strafgeſetzbuches galten noch die Beſtimmungen des wieder 
aufgehobenen Preſſedekrets. Infolgedeſſen entſtanden Zweifel, ob nach Außerkraftſetzung 
des Dekrets alle oder nur ein Teil der vorher aufgehobenen Preſſevorſchriften wiederum 
Geltung erlangen ſollten. Die Entſcheidung des Oberſten Gerichts in dieſer Frage ging 
dahin, daß die Vorſchriften der neuen Strafgeſetzgebung verbindlich ſind und die früheren 
Vorſchriften nur Platz greifen, wenn es ſich um Fälle handelt, die durch das neue Straf⸗ 
recht nicht normiert ſind. 

Stark unterſchiedlich find ebenfalls Vorſchriften über amt⸗ 
liche Berichtigungen. Im ehemals ruſſiſchen Teilgebiet werden ſie wie 
Gerichtsurteile behandelt; ſie müſſen ohne Kommentar im gleichen Teil des Blattes auf⸗ 
genommen werden, wo ſich der inkriminierende Artikel oder die Falſchmeldung befunden 
hat. Allerdings fehlt jegliche Vorſchrift darüber, welchen Bedingungen die amtliche 
Berichtigung zu entſprechen hat. Es beſteht zwar ein Erlaß des polniſchen Innenminiſters 
vom 13. Juni 4949, der beſagt, daß eine Polemik bei amtlichen Berichtigungen zu unter⸗ 
laſſen iſt und daß über klare Feſtſtellungen oder den Widerruf von Meldungen, die mit 
der Wahrheit im Widerſpruch ſtehen, nicht hinauszugehen iſt. Aber dieſer Erlaß iſt 
keine Rechtsvorſchrift allgemein verbindlicher Art und bietet nicht die Möglichkeit, unter 
Berufung auf den erwähnten Erlaß anders gehaltene Dementis oder Richtigſtellungen 
abzulehnen, denn die Vorſchriften des Artikels 306 des ruſſiſchen Strafgeſetzbuches ſind 
ſehr drakoniſch (Geldſtrafe von 50 Zloty für jede Zeitungsnummer ſeit Ueberſendung der 
Berichtigung und nach drei Monaten ſogar Schließung des Zeitungsverlages), fo daß 
ſelten eine Zeitung die Ablehnung einer amtlichen Berichtigung riskieren wird. Im ehe⸗ 
mals preußiſchen Teilgebiet Polens wiederum kann nach 8 11 und & 19 des deutſchen 
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Preſſegeſetzes die Annahme einer Berichtigung abgelehnt werden, wenn fie ſich nicht auf 
fachliche Angaben beſchränkt, und erſt ein Gerichtsurteil entſcheidet, ob die Berichtigung 
abgedruckt werden muß oder nicht. 

Die obigen Ausführungen, die ſich nach verſchiedenen Richtungen hin noch ergänzen 
ließen, zeigen hinreichend die unſicheren Rechtsverhältniſſe auf dem Gebiete des Preſſe⸗ 
weſens in Polen. Es ſei hier nur noch auf das Kapitel der Beſchlagnahmungen 
eingegangen, von denen die Preſſe der fremden Volksgruppen in 
Polen bekannterweiſe am ſtärkſten betroffen wird. Alle Konfis⸗ 
kationen von Zeitungen und Zeitſchriften bedürfen einer Beſtätigung durch Gerichts: 
beſchluß. Ein freiſprechender Beſchluß dagegen gibt dem betroffenen Zeitungsorgan nur 
eine moraliſche Genugtuung, denn ſelbſt die unbegründetſte und willkürlichſte Konfiskation 
ſieht eine Entſchädigung nicht vor. Im ehemals öſterreichiſchen Teilgebiet verpflichtete 
die Vorſchrift des § 491 der öſterreichiſchen Strafprozeßordnung, auf Grund welcher im 
Falle der Aufhebung der Beſchlagnahme der Geſchädigte im gerichtlichen Verfahren vom 
Staate eine Entſchädigung für die durch die Konfiskation erlittenen Schäden verlangen 
konnte. Die polniſchen Borfihriffen ſehen eine ähnliche Entſchädigung nicht vor. Die 
Beſchlagnahme iſt aber nicht nur eine moraliſche, ſondern eine ſehr empfindliche, materielle 
Schädigung insbeſondere, wenn fie ſich häufig wiederholt. Die mangelnde Ber: 
antwortlichkeit für unge rechtfertigte Konfiskationen kann 
jedenfalls dazu führen, daß ein Blatt durch ſyſtematiſche Maß- 
regelungen dieſer Art zur Schließung gezwungen werden kann, 
ohne daß die gerichtliche Aufhebung der Beſchlagnahmungen, die in der Regel erſt nach 
Wochen zu erwarten iſt, an dieſer Tatſache noch etwas ändern kann. 

In einem Staat, in welchem Zeitungsbeſchlagnahmungen an der Tagesordnung ſind, 
wird es nicht nur von der Minderheits- ſondern auch von der Staatspreſſe ſehr nach⸗ 
teilig empfunden, wenn fie vor willkürlichen und unbegründeten Beſchlagnahmungen uns 
geſchützt iſt. Daher iſt ſich die Preſſe in Polen in der wichtigen Forderung einig, daß in 
kürzeſter Zeit ein neues einheitliches Preſſegeſetz im Lande geſchaffen werden muß, das 
zwar ohne Ausnahmen Preſſevergehen und Mißbräuche des gedruckten Worts unnach⸗ 
ſichtig ahndet, das aber gleichzeitig auch eine materielle Verantwortlichkeit der zuſtändigen 
Aufſichtsorgane und des Staates für ungerechtfertigte und willkürliche Maßregelungen 
vorſieht. 


13 Theſen zur Judenfrage in Polen 


In der zweiten Hälfte des Mai tagte in Warſchau der Oberſte Rat des 
„Lagers der nationalen Einigung“. Auf dieſer Tagung wurde u. a. eine 
aus 13 Theſen beſtehende Entſchließung zur Judenfrage gefaßt. 
Ein merkwürdig anmutender Umſtand muß vorausgeſchickt werden: Die Nationalitäten⸗ 
kommiſſion des Oberſten Rates, in der die Entſchließung zur Judenfrage ausgearbeitet 
wurde, ſtand unter dem Vorſitz eines Juden, des Journaliſten Tadeusz 
Katelbach, der nach ſeiner Abberufung aus Kauen, wo er einige Jahre als 
Korreſpondent der „Gazeta Polſka“ tätig war, vor kurzem in den Oberſten Rat gewählt 
wurde. Die Erklärung es Lagers der nationalen Einigung wurde von der polniſchen 
Oeffentlichkeit mit großer Spannung erwartet und das um ſo mehr, als das ſich immer 
eindeutiger zu einer offiziellen Regierungspartei entwickelnde Lager in dieſem Falle zum 
erſten Male Gelegenheit nahm, ſeine in der Deklaration des Oberſten Koc 
vom 21. Februar 1937) nur angedeutete Einſtellung zur Judenfrage zu präziſieren. 

Bemerkenswert iſt zunächſt, daß die 13 Theſen es bei aller Betonung der Fremdheit 
zwiſchen Polentum und Judentum vermeiden, die Unüberbrückbarkeit des raſſiſchen 
Gegenſatzes zu erwähnen. In dieſem Punkte verleugnen auch die Theſen nicht, daß der 


1) Der fragliche Paſſus der Deklaration (fiche „Oſtland“ Nr. 5/1937, Seite 89/90) hatte gelautet: „Bezüglich 
der jüdiſchen Bevölkerung iſt unſer Standpunkt folgender: Wir ſchäßen Niveau und Inhalt unſeres kulturellen 
Lebens fowie die Ruhe und Ordnung, ohne die ſich lein Staat erhalten kann, zu hoch, um Akte der Willkür 
und brutale judenfeindliche Reaktionen gutheißen zu können, die die Würde und das Anſehen des Volkes verletzen. 
Begreiflich iſt aber der Inſtinkt des kulturellen Selbſtſchutzes und natürlich iſt das Streben der polniſchen 
Bevölkerung nach wirtſchaftlicher Selbſtändigkeit.“ 
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Antiſemitismus in Polen einer wirtſchaftlich⸗ſozialen Wurzel entſpringt. Der von der 
Geſetzgebung des Deutſchen Reiches gemachte Unterſchied zwiſchen frender Volks⸗ 
gruppe und raſſiſchem Fremdkörper iſt den Theſen noch fremd. Das geht ſchon 
aus den beiden erſten Theſen hervor: 

„1. Das oberſte Ziel und die Richtlinie bei der Löſung der Judenfrage iſt für das Lager der 
nationalen Einigung die Kraft und Größe Polens. Der Ausgangspunkt für die Beurteilung der 
Rolle der Juden als eines politiſchen Faktors in unſerem Staat iſt die Zugehörigkeit der 
Juden zu einer außerſtaatlichen, allgemein-jüdiſchen Gruppe, welche 
beſondere nationale Ziele hat.“ 

„2. Jufolge der Beſonderheit ihrer politiſchen Beſtrebungen, wie auch infolge ihrer 
Zahl ſowie des bedeutenden Einfluſſes auf viele Gebiete des ſozial⸗nationalen Lebens find 
die Juden, beim jetzigen Stand der Dinge, ein Faktor, welcher die normale Ent- 
wicklung der polniſchen nationalen und ſtaatlichen Kräfte ſchwächt 
und der ſozialen Evolution, welche gegenwärtig in Polen vor ſich geht, hinderlich is.“. 

Die dritte Theſe wendet ſich gegen die rechtsradikalen Kreiſe, für die die Judenfrage 
bisher immer noch einen ihrer zugkräftigſten Agitationspunkte gegen die Regierung und 
das Lager der nationalen Einigung bildet, die bei dieſen Kreiſen nach wie vor im Verdacht 
einer juden⸗ und freimaurerfreundlichen Geſinnung ſtehen, was in mancher Beziehung 
nicht ganz abwegig iſt: 

„3. Die Judenfrage ift ein bedeutſames Problem der Politik Polens und verlangt e i ne 
planmäßige Löſung durch die ſtaatlichen und ſozialen Faktoren. Aktionen 
demagogiſchen und anarchiſchen Charakters wirken bei der Löſung dieſer Frage ſtörend, wobei ſie die 
öffentliche Ruhe und Sicherheit bedrohen. Die Judenfrage hat man zu löſen, nicht aber zu 
einem Inſtrument der parteipolitiſchen Kämpfe zu machen.“ 


Als das einzig wirkſame und die Frage wirklich löſende Mittel wird vom „Lager 
der nationalen Einigung“ die weitgehende Verringerung der Zahl der in Polen lebenden 
Juden bezeichnet. Von dieſem Geſichtspunkt aus iſt bereits auch die Regierung in mehr⸗ 
fachen Aktionen auf internationalem Gebiet an dieſe Frage herangetreten. Die polniſche 
Regierung hat ſchon mehrfach ihr Intereſſe am Ausbau der jüdiſchen „Heimſtätte“ in 
Paläſtina bekundet und iſt in dieſem Sinne wohl auch ſchon in London f een 
Von dieſem Geſichtspunkt aus hat fie ſich auch mit dem Quai d' Orſai in Verbindung 
geſetzt, um neue Koloniſationsmöglichkeiten auf Madagaskar zu erſchließen. Mit dieſer 
Frage befaſſen ſich die drei folgenden Theſen: 

„4 Die Löſung der Judenfrage in polen kann vor allem durch die 
ausgiebigſte Verminderung der Zahl der Juden im polniſchen Staat 
erreicht werden. Die unter den Juden beſtehenden Tendenzen zur Emigration ſollen aus 
obigen Gründen die weiteſtgehende Ulnterſtützung feitens der ſtaatlichen Behörden finden.“ 

„5. Indem wir uns wohlwollend zur Idee des Aufbaus eines jüdiſchen Staates in Paläftina 
verhalten, ſtellen wir gleichzeitig feſt, daß dieſes Land als Hauptrichtung der jüdiſchen Emigration 
anzuerkennen iſt.“ 

„6. In Anſehung der beſchränkten Möglichkeiten der Enügration nach Paläſtina müſſen die 
in Polen lebenden Juden die Zuſicherung auch anderer Emigrationsgebiete 
erhalten. Aus diefem Grunde muß man nach einer Löſung des jüdiſchen Emigrations⸗ 
problems auf dem Wege der internationalen Zuſammenarbeit ſtreben.“ 


Während alſo nach Auffaſſung des „Lagers der nationalen Einigung“ wie auch der 
polniſchen Regierung die Mafjenausmanderung der Juden aus Polen nur in Zuſammen⸗ 
arbeit mit anderen Staaten, vor allem mit den über geeignete Niederlaſſungsgebiete 
verfügenden Staaten, (und auch nur mit internationaler Finanzhilfe) zu erreichen iſt, 
werden in den folgenden Theſen die innerſtaatlichen Mittel erörtert, die den polniſchen 
Regierungskreiſen geeignet erſcheinen, die Abwanderungsneigung der in Polen wohnenden 
Juden zu fördern. Das erdrückende Uebergewicht, das die Juden im Wirtſchaftsleben der 
Städte Mittel-, Oſt⸗ und Südpolens beſitzen, ift hinreichend bekannt, um die Forderung 
nach einer Poloniſierung dieſer Städte als berechtigt gelten zu laſſen. Die Uleberbeſetzung 
der handwerklichen Berufe mit Juden ſtellt ſich in dieſen Städten der Bildung eines 
geſunden und lebensfähigen polniſchen Handwerkerſtandes als ein Hindernis entgegen, 
das ohne eine ſtraff organiſierte Selbſthilfe und ohne ein tatkräftiges Eingreifen der 
ſtaatlichen Faktoren nicht zu überwinden iſt. Die jüdiſche Lleberfremdung zahlreicher 
freier Berufe, des Rechtsanwaltsſtandes, der Aerzteſchaft uſw., hat Ausmaße ange⸗ 
nommen, die in manchen Gegenden einer Monopolſtellung der Juden in dieſen groß— 
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bürgerlichen und kulturell tragenden Berufen gleichkommen. Mit diefen und verwandten 
Fragen befaſſen ſich die folgenden Theſen: 

„7. Die wirtſchaftliche Verſelbſtändigung der polniſchen ländlichen 
und ſtädtiſchen Bevölkerung iſt eine der dringendſten Aufgaben, welche vor der polni⸗ 
ſchen Nation und dem polniſchen Staate ſtehen. Die angeſtrengte wirtſchaftlichſoziale Wirkſamkeit 
der ganzen polniſchen Nation muß den Charakter einer poſitiven und planmäßigen Entwicklung der 
polniſchen wirtſchaftlichen Kräfte ſowie eines zielgerechten Umbaus der Geſanitheit des ſozial⸗ 
wirtſchaftlichen Lebens Polens haben. Die Verwirklichung dieſer Beſtrebungen muß zur Ver⸗ 
minderung des Anteils der Juden an unſerem Wirtſchaftsleben führen.“ 

„8. Der gegenwärtige hohe Anteil der Juden an manchen Berufen muß der Verminderung 
unterliegen. Dieſe kann erreicht werden durch allgemeine Rechtsvorſchriften, welche 
die Möglichkeit der Ausleſe vom Geſichtspunkt des ſtaatlichen Inter⸗ 
eſſes geben. Zur Erreichung dieſes Zieles iſt ebenfalls die weiteſtgehende Zugänglichmachung 
des beruflichen und höheren Schulweſens für alle ſozialen Schichten der polniſchen Jugend 
unentbehrlich.“ 

„9. Die Stätten des polniſchen kulturellen und ſozialen Lebens müſſen die volle Unab⸗ 
hängigkeit von jüdiſchen Einflüſſen bewahren, die ſich u. a. aus der jetzigen 
wirtſchaftlichen Poſition der Juden ergeben. Dieſes Problem iſt um ſo lebenswichtiger, als die 
Juden infolge ihrer Anhäufung in den Städten in eine Reihe von ſolchen Gebieten, wie z. B. 
die Preſſe und das Buchweſen, das Theater, die Muſik, die Kunſt, 
ſowie das Kind und das Radio, die eine entſcheidende Bedeutung für das Kulturleben 
beſitzen, eingedrungen ſind.“ 

„10. Im Bereich des Schulweſens müſſen die oberſten Bildungsbehörden in der Juden⸗ 
frage eine planmäßige und einheitliche, dieſe Frage in den verſchiedenen Schulgattungen und ⸗typs 
regelnde Politik führen. Es iſt ungehörig, es den einzelnen Lehranſtalten oder gar den Fakultäten 
oder Profeſſoren zu überlaſſen, die jüdiſchen Angelegenheiten in den Lehranſtalten auf eigene Fauſt 
zu regeln. Es ift unguläffig, daß Angelegenheiten, die zu den grundlegenden Berechtigungen der 
Schulbehörden gehören, Gegenſtand der unmittelbaren Einflußnahme der Jugend bilden ſollen.“ 


Hier wird alſo noch einmal das ausſchließliche Recht der ſtaatlichen Behörden auf die 
planmäßige Behandlung der Judenfrage gefordert. Die Sätze ſind gegen die rechts⸗ 
radikalen Studenten gerichtet die während der letzten Jahre durch ihr eigenmächtiges 
Vorgehen gegen die jüdiſchen Studenten und Profeſſoren ſchwere Zuſammenſtöße mit den 
Sicherheitsorganen des Staates hervorgerufen haben. Sie richten ſich aber auch gegen 
diejenigen Mitglieder der akademiſchen Lehrkörper, die, z. B. in der Frage der Ghekto⸗ 
bänke, auf eigene Fauſt Sonderregelungen für die jüdiſchen Studenten an den Hochſchulen 
eingeführt haben. Eine bemerkenswerte und in der vorliegenden Faſſung recht dehnbare 
Auslegung des regierungsamtlichen Antiſemitismus iſt in der elften Theſe enthalten: 


„1. Die nationale Affimilation der Juden iſt weder das Ziel noch die 
Aufgabe der polniſchen Nationalitätenpolitik. Doch gehören Einzel: 
perſonen jüdiſcher Abkunft, die durch ihr Leben ſowie durch den für 
die polniſche Nation feftgeftelltermaßen geleifteten Dienſt erwieſen 
haben, daß fie Polen find, dadurch zur polniſchen nationalen Ge— 
meinſchaft.“ N 

„12. Das Lager der nationalen Einigung, das Willkürakte gegenüber den Juden verurteilt und 
bei Wahrung der Ruhe unter der polniſchen Bevölkerung eine Löſung des jüdiſchen Problems 
erſtrebt, verlangt die Beobachtung einer unbedingt loyalen Haltung gegen⸗ 
über den Bedürfniſſen des polniſchen Staates und der polniſchen 
Nation ſeitens der jüdiſchen Maſſen und Führer. Die internationale Ber: 
bindung der einzelnen jüdiſchen Gruppen in den verſchiedenen Staaten kann in keinem Fall ſtraflos 
dazu ausgenutzt werden, in irgendeiner Weiſe den Angelegenheiten und den Intereſſen des Staates 
zu ſchaden.“ 

„13. Bei der Löſung der jüdiſchen Frage fällt eine pofitive Rolle der jungen 
polniſchen Generation zu. Dieſe Rolle beſteht in der ausdauernden und gründlichen Vor⸗ 
bereitung zur ſtufenweiſen Beſetzung der grundlegenden Stätten des ſozialen, wirtſchaftlichen und 
kulturellen Lebens, ſowie zur Uebernahme der ſchöpferiſchen, auf tiefem Verantwortungsbewußtſein 
fußenden Initiative.“ 


In dieſen 13 Theſen iſt nichts enthalten, was nicht von dieſer oder jener Stelle des 
Lagers der nationalen Einigung oder der Regierung ſchon einmal geſagt oder verlangt 
worden iſt. Uleber die Notwendigkeit des in den Theſen Geſagten gibt es bei allen 
Stellen eigentlich ſchon lange keine Meinungsverſchiedenheiten mehr. Einigkeit beſteht 
jedoch dann nicht, wenn es ſich um die praktiſche Verwirklichung handelt. Und zu dieſer 
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Seite des Problems wiſſen auch die 13 Theſen nichts Weſentliches beizutragen. Sie 
bleiben jedoch inſofern bemerkenswert, als in ihnen zum erſten Mal das jüdiſche Problem 
lager⸗ bzw. regierungsamtlich wenigſtens grundſätzlich klargeſtellt worden iſt. Es bleibt 
dabei aber zum mindeſten merkwürdig, daß an der Formulierung der Theſen, die ſich 
doch gegen die Juden richten, ein Jude als Vorſitzender des Nationalitätenausſchuſſes 
maßgebend mitgewirkt hat. 


Neuer polniſcher Fiſchereihafen 


. Anfang Mai iſt ein neuer polniſcher Fiſchereihafen eingeweiht und feiner Be⸗ 
ſtimmung übergeben worden. Der Hafen liegt bei Großendorf, an der Wurzel der 
Halbinſel Hela. Er iſt dazu beſtimmt, als Schutzhafen der im weſtlichen Teil der Oſtſee 
ſich aufhaltenden polniſchen Hochſeefiſchereiflotte zu dienen, für deren Bedürfniſſe die 
neuen Fiſchereihäfen in Gdingen und Heiſterneſt (auf der Innenſeite der Halbinſel Hela) 
ſowie der (gleichfalls erweiterte) Hafen von Hela zu ungünſtig liegen. Der an der un⸗ 
gegliederten Küſte liegende Hafen wird durch zwei ſich 400 Meter ins offene Meer er⸗ 
ſtreckende Außenmolen gebildet, die nach Oſten hin eine 70 Meter breite Einfahrt offen⸗ 
laſſen. Die Waſſerfläche des Hafens beträgt etwa 14,5 Hektar, die Waſſertiefe teilweiſe 
5 Meter, ſo daß auch größere Fahrzeuge im Hafen anlegen können. Der Hafen iſt mit 
der von Putzig nach Hela führenden Eiſenbahn durch ein Anſchlußgleis verbunden. 
Das an das Hafenbaſſin anſchließende Hafengelände von 22 Hektar Fläche iſt u. a. für 
Magazine und induftrielle Anlagen wie Fiſchräuchereien, Fiſchkonſerven⸗ 
fabriken und Fabriken für Konſervenbüchſen, Kiſten, Fäſſer und Retzflickereien beſtimmt. 
Im Zuſammenhang mit dem Hafenbau iſt auch der Plan erörtert worden, den am 
offenen Meer liegenden Hafen durch einen Kanal mit dem Putziger Wiek zu verbinden. 
Der Kanal würde den von Weſten kommenden Schiffen den Weg nach Gdingen und 
Danzig verkürzen. Die geringe Tiefe des Putziger Wieks würde allerdings, falls der Ka⸗ 
nal auch für Ueberſeeſchiffe benutzbar ſein ſollte, die Ausbaggerung eines etwa 20 km 
langen Seekanals erforderlich machen. , 

Aehnlich wie bei Gdingen find auch mit dem Hafen von Großendorf weitreichende Sied⸗ 
lungspläne verbunden. Nach einem Mitte 1936 von der Wojewodſchaftsverwaltung 
genehmigten Plan ſoll die künftige Stadt aus einer Vereinigung des Bauern- und 
Fiſcherdorfes Großendorf und des Seebades Hallerowo entſtehen. In der neuen Stadt 
ſollen der Fiſchhandel und die Hochſeefiſcherei Polens ihr Zentrum 
erhalten. Sie ſoll auch der Sitz aller ſtaatlichen und Selbſtverwaltungsbehörden fein, die 
mit der Verwaltung des Küſtengebietes, der Fiſcherei und dem Seebäder⸗ und Fremden⸗ 
verkehrsweſen zu tun haben. Das Gebiet der künftigen Stadt ſoll mehrere, baulich ver⸗ 
ſchiedene Teile aufweiſen: das Stadtzentrum, an deſſen Hauptſtraße die Behörden⸗ und 
Bürogebäude liegen ſollen; davon durch einen Park getrennt das Hafenviertel, 
ferner ein Handelsviertel, in dem die Geſchäfte und Fabrikkontore liegen ſollen, 
und das Fiſchereiviertel; auf dem freien Raum zwiſchen dem Stadtzentrum und 
dem Meer ſoll ein ausgeſprochenes Villenviertel entſtehen. 

Bei der Einweihung des Hafens hat der Hafenort, in dem die Dörfer Großendorf, 
Hallerowo und Cettnau verwaltungsmäßig zuſammengefaßt worden ſind, den Namen 
Wladyslawowo erhalten. Die Wahl dieſes Namens hat viel Verwunderung und 
Heiterkeit hervorgerufen. Denn dieſer Name iſt der neuen Gemeinde zu Ehren des 
Königs Wladyslaw IV. von Polen beigelegt worden, der bei dem legenden⸗ 
gläubigen polniſchen Volk in dem Rufe ſteht, die erſte polniſche Seemacht geſchaffen zu 
haben. Der „JIluſtrowany Kuryer Codzienny“ hat in feiner Nummer vom 13. März d. J. 
die Namenswahl in folgender Weiſe zu begründen verſucht: „Auf der Halbinſel 
Hela gab es vor Jahrhunderten Be 2 ſtigungen, die von Wladyslaw IV. im Jahre 
1634 gebaut wurden, und zwar zwiſchen Großendorf und Ceynowa die Feſtung Wladys⸗ 
lawowo (Wladyslausburg) und Kazimierzowa (Kaſimirſchanz) bei Kußfeld. Von den 
Feſtungen Wladyslausburg und Kaſimirſchanz gibt es nicht mehr die geringſten Spuren. 
Dagegen exiſtieren in Großendorf die Uleberreſte einer alten Schanze, die von Wladys⸗ 
law IV. gebaut wurde und „Große Wladyslausſchanze“ heißt. Beweiſe für das Beſtehen 


252 


Putziger 
Wieck 


2 


N 
5 


8 rıdöß; 
Ad 


1 HAUPTBAHNHOF WIELKAWIES (GROSSENDORF) 

2 EISENBAHNSTATION WIELKAWIES NE (6ROSSENDORF-HELA] 
3 HAFENVERWALTUNG 

D FÜR STAATSBEHÖRDEN RESERVIERTE BAUGRUNDSTÜCKE 


einer Befeſtigung in Großendorf find nicht nur bis zum heutigen Tage die Lleberrefte der 
Befeſtigungsmauern, ſondern auch eine Karte Puffendorfs aus dem Jahre 1655.“ Dazu 
iſt au bemerken: Die auf der Halbinſel gelegenen Feldbefeſtigungen Wladyslaws IV., die 
10 km von Großendorf entfernt liegen, haben nur kurze Zeit beſtanden; ſie ſind, wie die 
ganze, von der polniſchen Propaganda fo viel gerühmte See⸗ 
polifik dieſes Königs, nur eine kurze und folgenlofe Epiſode 
geweſen. Und daß die Mauerreſte, die in Großendorf entdeckt worden find, auf Wla⸗ 
dyslaw IV. zurückgehen, iſt eine Annahme, für die es an Beweiſen noch fehlt. 

Den Verſuch, eine eigene Flotte zu ſchaffen, hat der polniſche König während ſeines 
Krieges mit Schweden unternommen, als es ihm darauf ankam, die Verbindun⸗ 
gen der auf dem Feſtland operierenden ſchwediſchen Heere mit der Heimat zu ſtören. 
Einen Erfolg hat dieſer Verſuch nicht gehabt. Der aus einigen Schiffen beſtehenden 
königlichen Flotte, iſt nur ein kurzes Daſein beſchieden geweſen. Die Freibeuterei dieſer 
Flotte iſt den mächtigen Danziger Handelsherren bald läſtig geworden, und ſie haben 
fi) der polniſchen Seeräuber ſehr ſchnell und auf ſehr draſtiſche Weiſe zu entledigen 
gewußt. Es gehört ſchon ein gut Stück Legendengläubigkeit dazu, um unter dieſen Um⸗ 
ſtänden dem „großen Schöpfer der polniſchen Waſſerarmada“ in der erwähnten Form 

ein Denkmal zu errichten. 


Deutiſches Schickſal in Polen 


Aus dem Geſchäftsbericht des Deutſchen Volksbundes 


Dem Geſchäftsbericht der Bezirksvereinigung Myslowitz des 
Deutſchen Volksbundes für die Zeit vom 1. Mai 1937 bis zum 30. April 1938 
ſeien folgende bezeichnende Einzelheiten entnommen: In der angegebenen Zeit ſind im Bereich 
der Bezirksvereinigung zwei öffentliche Minderheitsſchulen mit 
deutſcher Unterrichtsſprache geſchloſſen worden, und zwar die Schulen 
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in Gieſchewald und Schoppinitz, fo daß in dieſem Bereich nur noch vier deutſche Schulen 
dieſer Art übrig geblieben find, an denen 12 Lehrkräfte (darunter 4 Polen) unter: 
richten. Außerdem ſtehen den Deutſchen des Bezirksbereiches nur eine private Volksſchule in 
Anhalt, zwei private Kindergärten und eine private Haushaltungsſchule zur Verfügung. 
Im vergangenen Schuljahr ſind zu den deutſchen Schulen 140 Kinder angemeldet und 
30 Kinder aus der polniſchen in die deutſche Schule umgemeldet worden. Von dieſen 
140 Kindern ſind jedoch von den polniſchen Behörden nur 75 Kinder 
zur deutſchen Schule zugelaſſen worden. Ein Teil der deutſchen Eltern⸗ 
ſchaft iſt daraufhin in den Schulſtreik getreten. Unter den 4338 Mitgliedern 
der Bezirksvereinigung befinden ſich 1295 Arbeitsloſe, von denen 695 verheiratet 
ſind und bis zu fünf und mehr Kinder haben. Der Bericht ſchließt mit den Worten: 
„Mag das Schickſal mit uns vorhaben, was es will, in die Ge⸗ 
ſchichte unſeres Volkes wollen wir eingehen als ein Geſchlecht 
von Männern und Frauen, das in der ſchwerſten Stunde ſeines 
Volkstums immer ſeine Pflichterfüllt hat.“ Die „Kattowitzer Zeitung“ 
iſt wegen des Abdrucks dieſer Schlußworte beschlagnahmt worden 


Deutſchen Arbeitern werden die Grenzkarten entzogen 


Im Kreiſe Rybnik find in letzter Zeit mehreren Dutzend deutſcher Volksangehöriger 
die Grenzkarten entzogen worden. Es handelt ſich dabei durchweg um deutſche 
Arbeiter, die ihren Wohnſitz in Oſtoberſchleſien haben, aber auf reichsdeutſcher Seite in 
Beſchäftigung ſtehen. Durch die polniſche Maßnahme haben die Betroffenen, denen in 
Polen jede Erwerbemsglichkeit verweigert wird, ihre Arbeitsſtellen verloren. 
Was mit dieſer Maßnahme bezweckt wird, hat ein polniſcher Beamter der Staroſtei 
Rybnik verraten: Dieſer Beamte hat dem deutſchen Volksangehörigen Richard Müller 
aus Czerwionka auf deſſen dringende Vorſtellungen die Grenzkarte mit dem Bemerken 
zurückgegeben: „Da haben Sie die Karte bis zum 10. Juni. Aber wenn Sie Ihr 
Kind nicht in die polniſche Schule ummelden, werden Sie keine 
Karte mehr bekommen.“ " 

Die Verwaltung der Dubenffogrube im Kreiſe Rybnik hat zum 15. Juni 
50 deutſchen Arbeitern gekündigt. Die Deutſchen find während des Winter⸗ 
halbjahres im Untertagebetrieb beſchäftigt geweſen. Es iſt bezeichnend, daß von den 
konjunkturbedingten Kündigungen ſämtliche Arbeiter der Grube betroffen worden ſind, die 
vor kurzer Zeit ihre Kinder zur deutſchen Schule angemeldet haben, 
darunter auch ſolche Arbeiter, die fünf und mehr Kinder zu ernähren haben. 


Grazynſki löſt den Kattowitzer Gemeindekirchenrat auf 


Der Wojewode Grazynſki hat mit ſofortiger Wirkung die Auflöſung des 
Katfomißer evangeliſchen Gemeindekirchenrates befohlen und mit 
der kommiſſariſchen Geſchäftsführung einen Polen, Direktor Zabytrzon, beauftragt; zur 
Rechtfertigung dieſes neuen Gewaltaktes gegen die deutſche evangeliſche Kirche in Dft- 
oberſchleſien hat der Wojewode unter Berufung auf Verordnungen aus den Jahren 1873 
und 1876 (1) geltend gemacht, daß der Gemeindekirchenrat dem Vorläufigen Kirchenrat 
bei Beginn des Geſchäftsjahres 1938/39 keinen Kaſſenbericht und Voranſchlag vorgelegt 
habe und daß daher die Erhebung der Kirchenſteuern durch den Gemeindekirchenrat vom 
1. April d. J. ab illegal ſei. In Wirklichkeit iſt der Grund für die Auflöſung des Katto⸗ 
witzer Gemeindekirchenrates der, daß der Rat die Ernennung des Paftors 
Harlfin de r aus Gollaſſowitz zum Nachfolger des Anfang Mai verftorbenen Kirchen: 
präſidenten D. Voß in der Verwaltung der erſten Pfarrſtelle in Kattowitz abgelehnt hat. 
Dieſe Ablehnung iſt für den Gemeindekirchenrat eine Angelegenheit der Pietät gegenüber 
dem verehrten Toten und eine Sache des nationalen Anſtandes geweſen. Denn der genannte 
Harlfinger hat ſich in der Zeit des oſtoberſchleſiſchen Kirchenkrieges als ein Renegat 
und Krippenjägerübelſter Sorte erwieſen. Die Kattowißer Kirchengemeinde 
iſt mit 4000 Seelen die größte Gemeinde Oſtoberſchleſiens. Nach dem Tode des Präſi⸗ 
denten D. Voß und der Amtsenthebung feines Mitarbeiters Dr. Wagner find dieſer 
Gemeinde zwei unerwünſchte Elemente, der Pole Danielczyk und der Renegat Harlfinger, 
als „Seelſorger“ vorgeſetzt worden. 
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Abhören deutſcher Sender verboten 


Der Staroſt des Kreiſes Neutomiſchel hat allen Gaſtwirten des Kreiſes, die 
Rundfunkempfänger beſitzen, das Abhören ausländiſcher Sendeſtationen 
verboten. Der Krakauer „JK C“ hat dazu erläuternd bemerkt: „Dieſes Verbot iſt 
insbeſondere gegen die deutſchen Gaſtwirte gerichtet, die mit Hilfe reichs⸗ 
deutſcher Sendungen Propaganda betreiben, wobei es ſich ereignet hat, daß deutſche 
Hörer ſich Polen gegenüber herausfordernd verhalten haben.“ Es iſt das alte Lied: Angſt 
vor den Deutſchen. 


Grenzzonengeſetz verhindert Grunderwerb durch Deutſche 


Wieder wurde einer ganzen Reihe von deutſchen Volksangehörigen in Poſen und 
Pommerellen die Genehmigung zum Grundſtückskauf auf Grund des 
Grenzzonengeſetzes verweigert. (Siehe „Oſtland“ Nr. 10/1938, Seite 204: 
„Vernichtung des deutſchen Beſitzſtandes“). Der deutſche Volksangehörige Richard Zink 
aus Jablone im Kreiſe Wollſtein wollte eine 0,50 ha große Wieſenparzelle erwerben; 
die Genehmigung wurde verweigert. — Der deutſche Volksangehörige Paul Ulrich aus 
Wioſka im Kreiſe Wollſtein wollte eine 1 ha große Parzelle, die er bisher in Pacht 
hatte, kaufen; die Genehmigung wurde verweigert. — Ebenſo erging es dem deutſchen 
Volksangehörigen Berthold Stenſchke aus Jablone im Kreiſe Wollſtein, der eine von 
ihm bisher gepachtete Wiefenparzelle im Ausmaß von 0,37,54 ha erwerben wollte. — 
Der deutſche Volksangehörige Bruno Radny aus Friedenha in im Kreiſe Neuto⸗ 
miſchel hatte im Erbgang ein kleines Grundſtück erhalten; die Uebernahme des Erbes 
wurde ihm durch Entſcheid des Wojewoden verboten. — Der deutſche Volksangehörige 
Kurt Seiler aus Glücksburg im Kreiſe Jarotſchin hatte im Erbgang die elterliche 
Wirtſchaft erworben; die Genehmigung zur Uebernahme wurde verweigert. — Der 
deutſche Volksangehörige Friedrich Pech aus Görchen b. Ranitſch hatte von der elterlichen 
Wirtſchaft eine 1,07, 10 ha große Parzelle zum Geſchenk erhalten; die Genehmigung zur 
Annahme des elterlichen Geſchenkes wurde verweigert. — Dem deutſchen Volksangehörigen 
Rudolf Ekner aus Rawitſch wurde die Genehmigung zum Kauf einer 2,08, 30 ha 
großen Wirtſchaft in Debno Polſkie verweigert. — Der deutſche Volksangehörige Otto 
Hanſch aus Deutſch-Koſchmin im Kreiſe Krotoſchin hatte von feinen Eltern ein 
landwirtſchaftliches Grundſtück geerbt; die Genehmigung zur Auflaſſung wurde ver⸗ 
weigert. — Der deutſche Volksangehörige Johann Ronſchke aus Zduny im Kreiſe 
Krotoſchin hatte im Erbgang die elterliche Wirtſchaft erhalten; die Genehmigung zur 
Uebernahme wurde verweigert. 


Auflaſſungsverweigerung wegen „beruflicher Nichteignung“ 


Nicht nur das Grenzzonengeſetz, ſondern auch andere geſetzliche Beſtimmungen dienen 
den polniſchen Behörden dazu, den Erwerb von Landbeſitz durch Deutſche 
zu verhindern. So machen ſich die Behörden eine preußiſche Verordnung vom 
März 1918 zunutze, wonach die Auflaſſung verweigert werden kann, wenn der Käufer 
keine Gewähr für die ordnungsmäßige Bewirtſchaftung des Grundſtückes bietet. Es liegen 
wieder einige Beiſpiele aus den Krei ſen Schubin, Culm, Briefen und 
3nin dafür vor, in welch' bösartiger Weiſe dieſe Beſtimmung, die den Uebergang von 
landwirtſchaftlichem Beſitz in landwirtſchaftlich ungeſchulte Hände verhindern ſollte, von 
den polniſchen Behörden gegen die deutſche Volksgruppe ausgenutzt wird. Es wird dabei 
in folgender Weiſe verfahren: Ein deutſcher Volksangehöriger kauft ein landwirtſchaftlich⸗ 
liches Grundſtück und bezahlt es bar. Die Behörde aber lehnt die Auflaſſungsgenehmigung 
ab. Der Käufer, der dadurch der Gefahr ausgeſetzt iſt, das Grundſtück, das er gekauft 
hat, und das Geld, das er dafür bezahlt hat, zu verlieren, erhebt gegen dieſen ablehnenden 
Beſcheid Einſpruch und weiſt nach, daß er als Bauernſohn von Kindheit an 
in der väterlichen Wirtſchaft gearbeitet hat, daß er den landwirtſchaft⸗ 
lichen Beruf vollauf beherrſcht, daß er einen anderen Beruf gar nicht erlernt hat und 
daß er das von ihm gekaufte Grundſtück vom Tage des Erwerbs an (und das iſt mitunter 
ſchon jahrelang her) rationell bewirtſchaftet und damit ſeine Eignung, einen Bauernhof 
ſelbſtändig zu bewirtſchaften, vollends unter Beweis geſtellt hat. Die Berufungeinſtanz 
erkennt dieſe Beweisführung zwar an, aber ſie beharrt auf dem ablehnenden Beſcheid 
der Vorinſtanz. Und zwar begründet fie ihren ablehnenden Beſcheid damit, daß die Ar⸗ 
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beit auf dem väterlichen Hof keine ſelbſtändige Wirtſchaftsführung geweſen ſei und daß 
die Tatſache, daß der Betreffende das von ihm gekaufte Grundſtück vom Tage des Er: 
werbs an ordnungsgemäß bewirtſchaftet hat, für die Entſcheidung unweſentlich ſei; maß⸗ 
gebend ſei vielmehr, daß der Käufer vor dem Tage des Erwerbs noch nicht ſelbſtändig 
gewirtſchaftet habe. Dieſe Art von Rechtſprechung bedeutet prak⸗ 
tifch, daß jedem Bauernſohn oder jedem landwirtſchaftlichen 
Arbeiter, der fein Leben lang nichts anderes getan als in der 
Landwirtſchaft gearbeitet hat, der Erwerbeiner eigenen Wirt⸗ 
ſchaft „wegen Nichteignung“ abgelehnt werden kann, wenn es 
den Behörden gefällt. 


Bemerkenswerte Eingeſtändniſſe 


Die Ortsgruppe Antonienhütte des Polniſchen Weſtverbandes hat in einer 
Reſolution zu einigen „wichtigen Grenzfragen“ Stellung genommen. In der 
Reſolution ſind u. a. folgende Sätze zu leſen: „Die e wendet ſich 
mit einem Appell an die Verbandsorgane des Polniſchen Weſtverbandes, ſich mit dem 
Schickſal der Jugend im Grenzland zu befaſſen, die ſich überall herum— 
treibt, da ſie keinerlei Beſchäftigung hat. Der Polniſche Weſtverband darf 
es als Hüter des Polentums im Grenzland nicht zulaſſen, daß die zum Militär ab⸗ 
fahrende Jugend deutſche Lieder ſingt und Rufe zu Ehren eines 
Nachbarſtaakes und feines Führers aus bringt... Grenzorte wie 
Kunzendorf, Paulsdorf, Bielſchowitz, Makoſchau, Ruda und Antonienhütte haben die 
größte Zahl von Arbeitsloſen, da die Induſtrie in dieſen Gegenden völlig 
daniederliegt. In Antonienhütte, wo vor 12 Jahren alle Schornſteine rauchten 
und alle Räder der Gruben in Bewegung waren, find Friedhöfe entſtanden. Die Ar- 
beitsloſen haben keine Hoffnung, jemals wieder Arbeit und 
damit für ſich und ihre Familie Brot zu erlangen“. 


Polen bemüht ſich um Litauen 


In den Witzblättern des Auslandes iſt das litauiſch⸗polniſche Verhältnis unmittelbar 
nach dem Ultimatum vom 17. März d. J. in der Form des erſten Flirts zwiſchen einem 
teils erſchrockenen teils neugierigen Mädchen und einem ſchnauzbärtigen Lümmel, der ſich 
galant zu benehmen verſucht, dargeſtellt worden. Dieſe ſinnfällige Uebertragung einer 
ſehr ernſten politiſchen Situation auf das Gebiet des Allzumenſchlichen iſt durchaus 
treffend geweſen. Der Flirt iſt inzwiſchen weiter gediehen; und was das befagfe Mädchen 
anlangt, ſo ſcheint der erſte Schreck überwunden zu ſein. 

Um zum Tatſächlichen zu kommen: Seit der erzwungenen Aufnahme der diplomatiſchen 
Beziehungen zwiſchen Litauen und Polen iſt die polniſche Politik um die Oeffnung der 
Grenze, die auf Grund des UIltimatums vom 17. März zunächſt nur für die Verkehrs: 
bedürfniſſe der beiderſeitigen diplomatiſchen Vertretungen erfolgte, für die alias mei⸗ 
nen Beziehungen der beiden Staaten bemüht. Einen erſten Erfolg in dieſer Richtung 
hatte die polniſche Politik mit der Anfang Mai erfolgten Unterzeichnung eines Ueberein⸗ 
kommens über die Aufnahme des allgemeinen Po ſt⸗, Fernſprech⸗ und Telegraphen⸗ 
verkehrs zu verzeichnen; der Verkehr wurde am 19. Mai aufgenommen. Mitte Mai 
kam eine Konvention über den Schiffahrts⸗ und Flößereiverkehr zuſtande!). Um 
dieſelbe Zeit ſtartete in Warſchau zum erſten Mal ein Fluozeug zum Fluge nach Kauen 
und wurde in einem weiteren Ulebereinkommen die Aufnahme des Eiſen bahn ver⸗ 
) Das Schiffahrts⸗ und Flößereiabkommen, das am 14. Mai unterzeichnet wurde, bezieht ſich auf den 
Grenz und Tranſitverkehr auf dem Memelſtrom, auf dem Syſtem des Ofinjfitanal® mit dem Pripet, und auf 
den die litauiſch⸗polniſche Grenze berührenden Nebenflüſſen der Memel, nämlich der Wilija, der Zejmiang und 
der Mereczanka. Der Tranſitverkehr auf den Waſſerſtraßen kann auch mit dem Eiſenbahntransport kombiniert 
werden; wenn die Waren in Schiffe verladen werden, müſſen die Schiffe des Landes benutzt werden, in dem 
die Verladung erfolgt. Es find beſtimmte Stellen vorgeſehen worden, an denen die Revidierung der Verlehrs⸗ 
mittel und der Perſonalausweiſe vorgenommen wird. Von dieſen Kontrollpunkten an werden die Flöße don 
den Flößern des Landes geflößt, durch das die Flößerei geht; das bedeutet, daß die aus Polen kommenden 
Flöße bei Ueberſchreitung der Grenze von litauiſchen Flößern übernommen werden; nur der Transportchef und 


fein Begleiter können die Flöße auch durch das andere Land begleiten. Das Abkommen ſoll 15 Tage nach 
Austauſch der Ratifikationsurkunden in Kraft treten und für zwei Jahre gelten. 
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kehrs zwiſchen Kauen und Wilna für den 15. Juni vereinbart. es ſollen auf dieſer 
Strecke täglich zwei, im Bedarfsfall drei u verkehren. Zugleich wurde mit den 
Verhandlungen über den Abſchluß eines Konfularvertrages begonnen. Preſſe⸗ 
meldungen zufolge wurde bereits auch zwiſchen litauiſchen und polniſchen Banken und 
Genoſſenſchaften Fühlung genommen. 

Ende Mai brachte die „Gazeta Polſka“ einen Rückblick auf das bis dahin Erreichte: 
„In Anbetracht der kurzen Zeit iſt das eine reiche Ernte, die optimiſtiſche Erwartungen 
für die Zukunft erlaubt. Die im März enttäuſchten Peſſimiſten auf polniſcher Seite ſind 
jetzt ftill geworden. Die Sprache der Tatſachen, die jetzt bereits vorliegen, hat fie ficherlich 
überzeugk, daß der von ihnen damals empfohlene Weg der Höchſtforderungen gegenüber 
den Litauern durchaus nicht gerechtfertigt war. Wir ſtellen das mit aufrichtiger Befriedigung 
feſt, aber wir können uns auch nicht gegenüber der Begleitmuſik taub ſtellen, die unauf- 
hörlich zu dem erſten, fo fruchtbaren Abſchnitt der Normalifierung von der anderen Seite 
der Grenze herüberſchallt. Dieſe Begleitung klingt für uns wie das Echo unwiederbring⸗ 
lich vergangener Zeiten. Nichtsdeſtoweniger wird dadurch ein unnötiger Schatten auf die 
abgeſchloſſene und dem Abſchluß entgegengehende Normaliſterungsarbeit geworfen. Wenn 
man Bedingungen für dauernde Zuſammenarbeit ſchafft, ſoll man nicht auf Dinge zurück⸗ 
kommen, die trennen und Reibungen hervorrufen. Man kann nicht gleichzeitig aufbauen 


und die Grundlagen des errichteten Baues unterwühlen.“ 


Aus dieſer optimiſtiſchen Stellungnahme des polniſchen Regierungsblattes klingt 
deutlich die Sorge heraus, daß alles auf wirtſchaftlichem Gebiete Erreichte durch 
das Wiederauftauchen des alten politiſchen Konfliktſtoffes wieder illuſoriſch gemacht 
werden kann. Auf polniſcher Seite hat man dabei wohl die Ereigniſſe des Jahres 1928 
im Auge (Siehe „Oſtland“, Nr. 11, Seite 219/223 „Entwicklung des Wilnakonfliktes 
ſeit 1923“): Damals hat ſich das durch polniſche Gewaltandrohung eingeſchüchterte 
Litauen, ähnlich wie 10 Jahre ſpäter, zur Aufnahme von Verhandlungen mit Polen und 
zur Verleugnung ſeiner Theſe, daß es ſich ſeit dem Bruch der Konvention von Suwalki 
mit Polen im Kriegszuſtande befinde, gezwungen geſehen, und nach monatelangen Ver⸗ 
handlungen iſt damals ſchließlich doch alles beim Alten geblieben. Damals haben es die 
Polen ſchon einmal erlebt, daß die von ihnen ſo optimiſtiſch und ſiegesſicher begonnene und 
von den Litauern zunächſt auch mehr gezwungen als freiwillig mitgemachte wirtſchaftliche 
Normaliſierung der beiderſeitigen Beziehungen durch den Streit um Wilna zum Scheitern 
gebracht worden iſt. Trotz der inzwiſchen eingetretenen Verſchiebungen in den allgemeinen 
politiſchen Verhältniſſen Europas hat der gegenwärtige Stand der lifauifch-polnifchen 
Beziehungen eine für Polen unangenehme Aehnlichkeit mit der Situation, wie ſie vor 
10 Jahren beſtanden hat. Litauen hat formell auch heute noch nicht auf Wilna verzichtet. 
Das iſt durch die Tatſache unterſtrichen worden, daß die neue litauiſche Verfaſſung un: 
beſchadet der ſchwebenden Normalifierungsverhandlungen am 12. Mai d. J. unverändert 
in Kraft geſetzt worden iſt; dieſe Verfaſſung aber beſtimmt in Artikel 3, daß Wilna die 
Hauptſtadt Litauens iſt. 

Es iſt trotz allem noch ungewiß, ob und wie es gelingen wird, normale Beziehungen 
zwiſchen Litauen und Polen für die Dauer ſicher zu ſtellen, ohne zu einer ausdrücklichen 
Verſtändigung über dieſe politiſche Kernfrage des ganzen hartlebigen Konfliktes ge: 
kommen zu ſein. Auf polniſcher Seite ſcheint man die Befürchtung zu haben, daß Litauen 
alles, was es bei den ſeit dem Ultimatum ſchwebenden Verhandlungen mit Polen tut, 
unter einem vorerſt noch unausgeſprochenen Vorbehalt tut und daß die politiſche Kern: 
frage von Litauen dann vorgebracht werden kann, wenn die internationale Situation ſich 
für Litauen wieder günſtiger geſtaltet, als fie es am Tage des polniſchen Ulltimatums 
geweſen iſt. Mit einer Erkenntnis wird man ſich in Litauen allerdings abfinden müſſen: 
Mit der Möglichkeit einer wirkſamen Rückendeckung an der Sowjetunion iſt nicht mehr 
zu rechnen. Die Ratſchläge, die Finkelſtein nach der Lleberreihung des polniſchen Ullti⸗ 
matums dem an die Hilfe Moskaus appellierenden litauiſchen Geſandten gegeben hat, 
ſind für Kauen eine äußerſt bittere Enttäuſchung geweſen. Wenn Lettland bemüht iſt, 
die Zuſammenarbeit zwiſchen den baltiſchen Staaten zu verſtärken, ſo iſt das, ganz ab⸗ 
geſehen davon, daß Eſtland dabei nur noch mit halbem Herzen mittut, für Litauen bei 
ſeinen Auseinanderſetzungen mit Polen ohne Bedeutung. Frankreich iſt kein Faktor mehr, 
der der polniſchen Außenpolitik Reſpekt einflößen und den Kurs vorſchreiben kann. 
England iſt weit, und die nordiſchen Staaten ſind froh, wenn ſie ſich aus allen Angelegen⸗ 
beiten, die Konfliktsmöglichkeiten enthalten, heraushalten können. Daraus ergibt ſich 
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folgendes: Für Litauen bleibt, wenn es dem polnifchen Partner, mit dem es in Unterhand⸗ 
lungen ſteht, ein politiſches Gegengewicht entgegenſtellen will, nur der eine Ausweg, ſich 
um beſſere Beziehungen zum Deutfchen Reich zu bemühen. Was darunter zu verſtehen 
iſt, darüber iſt von deutſcher Seite niemals ein Zweifel gelaſſen worden. 

Es muß in dieſem Zuſammenhang noch einmal mit aller Deutlichkeit feſtgeſtellt werden, 
daß die Ereigniffe, die mit dem Ultimatum vom 17. März im Zuſammenhang ſtehen, un⸗ 
mittelbar die deutſchen Intereſſen berühren. Polen ſelb ft Jäßı über den 
deutſchfeindlichen Hintergrund feiner litauiſchen Aktion abſolut 
keinen Zweifel. Es ſpielt ſich in ſeiner Preſſepropaganda als Protektor der 
litauiſchen Unabhängigkeit auf; es ſpricht in ſeiner Preſſe von einer „deutſchen Gefahr“, 
die Litauen drohe und die nur durch die Ausrottung des Memeldeutſchtums und durch ein 
enges Zuſammengehen mit Polen abgewandt werden könne; es glaubt in ſeiner Preſſe, 
unter Verſchweigung der wirklichen Motive und Abſichten, Litauen daran erinnern zu 
müſſen, daß Polen ſich ſchon in Verſailles für die Losreißung dieſes deutſchen Gebietes und 
ſeine Angliederung an Litauen eingeſetzt habe; und es ſtellt durch feine Preſſe Litauen bei 
den Bemühungen um die Litauiſierung des Memelgebietes die polniſche Hilfe in Ausſicht. 
Kurz: Polen verſucht, Litauengegendas Deutſche Reich aufzubeßen. 
Litauen in einen verſchärften Konflikt mit ſeinem weſtlichen Nachbarn zu ſtürzen, um 
dabei ſelber um fo beſſer im Trüben fiſchen zu können. So hat es z. B. im 
„Warszawski Dziennik Narodowy“ geheißen: „Unſer Standpunkt hat ſich 
nicht geändert. Wir ſind weiterhin der Meinung, daß Memel für Litauen eine Lebens⸗ 
frage iſt und daß die Forderungen der Memeldeutſchen gegen die ſtaatlichen Intereſſen 
Litauens verſtoßen.“ In demſelben Sinne haben ſich der „lust rowany Kuryer 
Codzienny", der „Goniec Warszawski“ und andere polniſche Blätter ge⸗ 
äußert”). Es iſt bemerkenswert, das von Seiten des polniſchen Außenminiſteriums nichts 
geſchieht, um dieſer internationalen Brunnenvergiftung ein Ende zu machen. Es muß im 
Gegenteil daran erinnert werden, daß der polniſche Außenminiſter erſt vor kurzem der 
polniſchen Preſſe gerade wegen ihres Verhaltens in der litauiſchen Frage während der 
kritiſchen Märztage dieſes Jahres ſeinen Dank für ihre verſtändnisvolle Unterſtützung 
ſeiner Politik zum Ausdruck gebracht und dabei auch diejenigen Blätter nicht ausge⸗ 
nommen hat, die ſchon damals auf eine Verſchärfung der deutſch⸗litauiſchen Beziehungen 
hingearbeitet haben. In einem haben die polniſchen Hetzblätter allerdings Recht, und 
es kann nur im litauiſchen Intereſſe liegen, ſich rechtzeitig danach zu richten: Die Frage 
der litauiſchen Unabhängigkeit wird tatſächlich in Memel ent⸗ 
ſchieden, — aber in einem ganz anderen Sinne, als es die genannten polniſchen 
Blätter hinzuſtellen verſuchen und als es diejenigen Kreifg meinen, die ſich, als unfrei⸗ 
willige Werkzeuge der polniſchen Politik, zu der abenteuerlichen Ideologie des litauiſchen 
Weſtverbandes bekennen. Dr. K. 


2) In der Monatsſchrift „Polityka Narodowa“ veröffentlichte der durch fein maſurenfeindliches Buch 
Hinter dem een Be, gürtel“ bekannte polniſche Schriftſteller Gierthch unter dem Titel „Die 
litauiſche Frage“ einen Artikel, in dem es unter anderem heißt: „Das Gebiet Litauens hat die 
größte ſtrategiſche Bedeutung im Falle eines polniſch⸗deutſchen Krieges. 
Nähme an diefem Kriege Litauen auf polniſcher Seite teil, fo wäre Oſtpreußen auf allen Seiten eingekreiſt, 
was zweifellos gewaltige Bedeutung für den weiteren Verlauf des ee haben würde. Wäre Litauen neu⸗ 
tral, jo würden die in Oſtpreußen verſammelten deutſchen Kräfte drohend auf Pommerellen und Warſchau 
drücken. Nähme Litauen auf deutſcher Seite am Kriege teil, ſo würde das vereinigte oſtpreußiſch⸗litauiſche Gebiet 
Polen in ſeiner ganzen Ausdehnung von Norden her blockieren, und nur zwei enge Korridore, den von 
Pommerellen und den von Wilna übrig laffen.... Es ift klar, daß man polniſcherſeits 
danach ſtreben muß, ſowohl eine Beteiligung Litauens auf deutſcher Seite 
als auch ſeine Neutralität in einem poln. de ut che n Krieg ein für alle 
Mal zu vermeiden.“ 


Die Paßfrage im Memelgebiet 


Nach dem Artikel 34 des Memelſtatuts haben die Bürger des Memelgebietes 
ein Anrecht darauf, daß ihnen Päſſe ausgeſtellt werden, in denen ſie als ſolche gekenn⸗ 
zeichnet ſind. Der Artikel 34 lautet wie folgt: „Päſſe ſollen den Bürgern des Memel⸗ 
gebietes durch das Direktorium des Gebietes im Namen der litauiſchen Republik und in 
Ilebereinſtimmung mit den von der litauiſchen Regierung aufgeſtellten Anordnungen 
ausgehändigt werden. In den Päſſenſollſowohldie litauiſche Staats- 
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angebörigfeit des Inhabers wie auch feine Eigenſchaft als 
Bürger des Memelgebietes erwähnt werden.“ 


In dieſer Frage iſt es zwiſchen den autonomen Behörden des Memelgebietes und den 
litauiſchen eee zu grundſätzlichen Meinungsverſchiedenheiten 
gekommen. ach mehrfachen fruchtloſen Auseinanderſetzungen hat der litauiſche 
Gouverneur in einem an das Direktorium gerichteten Schreiben vom 15. Mai 
d. J. noch einmal die litauiſche Stellungnahme zu dieſer Angelegenheit formuliert. In 
dem Schreiben heißt es u. a. wie folgt: „Nach der Feſtſetzung der zuſtändigen Organe der 
Republik gelten als Päſſe im Sinne der genannten Beſtimmung des Statutes nur die⸗ 
jenigen Perſonaldokumente, die mit der in den entſprechenden Artikeln des Memelſtatuts 
vorgeſehenen Ausübung der ſpezifiſchen Rechte des Bürgers des Memelgebietes im 
Zuſammenhang ſtehen, alſo nur diejenigen Perſonaldokumenke, die nach der Terminologie 
der litauiſchen Geſetze als Inlandpäſſe bezeichnet werden. Demgegenüber ſind die 
nach der Terminologie der genannten Geſetze als Aus landspäſſe bezeichneten 
De nee da fie mit der genannten Ausübung der Rechte des Bürgers des 

emelgebietes in keinem Zuſammenhang ſtehen, keine Päſſe im Sinne des Artikels 34 des 
Memelſtatutes“. 


Von Seiten der autonomen Behörden des Memelgebietes 
wird es ganz entſchieden beſtritten, daß dieſe unterſchiedliche 
Behandlung der Inlands- und der Auslandspäſſe dem Wort⸗ 
laut und den Sinn der Beſtimmungen des Memelſtatuts ent⸗ 
ſpricht. Am 25. Mai hat der Abgeordnete Monien im Namen der Einheitsliſte 
noch einmal zu dieſer Frage Stellung genommen und dabei die tatſächlichen Motive 
der litauiſchen Stellungnahme beleuchtet: 


„. .. Rund 10 Jahre lang hat das Direktorium des Memelgebietes die Päſſe, und 
zwar die Inlands⸗ und die Auslandspäſſe, nach den Beſtimmungen des Artikels 34 des 
Memelſtatutes ausgeſtellt, d. h. es hat darin vermerkt, daß der Paßinhaber Bürger des 
Memelgebietes iſt. Rund 10 Jahre lang hat die litauiſche Regierung nicht daran 
gezweifelt, daß dieſe Handhabung dem Sinn des Memelſtatutes entſpricht.. Erſt im 
Jahre 1934 fühlte man ſich dadurch beſchwert, daß angeblich irgendwo Bürger des 
Memelgebietes anders behandelt worden ſeien als die anderen Bürger Litauens. Da es 
der Regierung nicht paßte, daß man irgendwo in der Welt zwiſchen den Bürgern des 
Memelgebietes und den übrigen Bürgern Litauens einen Unterſchied machte, ebenſo wie 
das Memelſtatut zwiſchen dieſen einen Unterſchied macht, erließ man eine Weiſung 
an das Direktorium Bruvelaitis, es dürfe den Vermerk nicht mehr in die 
Päſſe ſetzen. Das Direktorium Bruvelaitis gehorchte natürlich ſofort, ohne ſich um die 
Intereſſen der Memelländer zu kümmern. Wir wiſſen alſo, daß nicht der Sinn der 
Beſtimmungen des Statutes, ſondern Wünſche der Regierung die wirklichen Gründe 
für den veränderten Standpunkt find... . 

Es iſt eben nicht richtig, daß nur die Inlandspäſſe diejenigen 
Dokumente find, die mit der in den entſprechenden Artikeln des 
Memelſtatutes vorgeſehenen Ausübung der ſpezifiſchen Rechte 
der Bürger des Memelgebietes im Zuſammenhang ſtehen. Der 
Auslandspaß hat genau dieſelbe Bedeutung und tritt voll an die Stelle des Inlandspaſſes, 
wenn er an einen Bürger des Memelgebietes ausgegeben wird. Wer einen Aus⸗ 
landspaß befißt, beſitzt keinen Inlandspaß mehr und er weiſt ſich 
auch im Memelgebiet überall bei der Ausübung feiner ſpezifiſchen Rechte als Bürger des 
Memelgebietes durch ſeinen Auslandspaß aus. Wenn man in dem internationalen Ver⸗ 
trag, in der Memelkonvention, von ‚Päffen‘ ſprach, dann meinte man nicht das, was 
vielleicht ſpäter einmal die litauiſche Regierung oder Geſetzgebung unter einem Paß 
verſtehen würde, ſondern man meinte das, was man international zur Zeit des Vertrags⸗ 
abſchluſſes unter einem Paß verſtand. Und das war damals und iſt heute das Ausweis⸗ 
papier, durch das ſich jemand, und zwar vor allem im Auslande, über ſeine Identität 
und feine Staatsangehörigkeit ausweiſt. 

Die Tatſache, daß unſer Paß uns als memelländiſche Bürger beſonders ausweiſt, iſt 
für uns der ſtatutmäßige und darum durch die Unterſchrift der Signatarmächte garantierte 
Ausdruck dafür, daß die Memelbürgerſchaft ein ſtaatsrecht⸗ 
licher Begriff iſt und eine politiſche Tatſache fein ſoll. Schon die 
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erſte Kommiſſion der Alliierten Mächte, die fih im Jahre 1923 mit der 
für das beſetzte Memelgebiet notwendigen Autonomie beſchäftigte, hat unter den aller⸗ 
erſten, wichtigſten Vorſchlägen den formuliert, daß die Memelländer in ihren Päſſen 
ausdrücklich als ‚Bürger des Mlemelgebietes‘ bezeichnet werden müßten, wenn fie die 
litauiſche Staatsangehörigkeit erhalten ſollten. Die dringliche Form, in der dieſer Vor⸗ 
ſchlag ſofort formuliert wurde, deckt ſich mit den Tendenzen des Memelſtatuts, wie ſie in 
der Präambel!) und in Arfifel 1?) niedergelegt find, daß nämlich das Memel⸗ 
gebiet eine Einheit bilden ſoll. Die Glieder dieſer Einheit ſollen die Bürger des 
Memelgebietes fein. Die großlitauiſchen Staatsbürger, die nicht Bürger 
des Memelgebietes ſind, können ſich zwar mit allen privaten Rechten im Memelgebiet 
aufhalten, find aber nicht Glieder der autonomen Einheit des Memel⸗ 
gebiefes. Als Glied dieſer autonomen Einheit weiſt ſich erſt derjenige aus, der durch 
ſeinen Paß ſeine Eigenſchaft als Bürger des Memelgebietes beweiſen kann. Aus dieſem 
Grunde legen wir dem Paßvermerk eine ſolche Bedeutung bei. 


Wir begreifen aber, daß ſie all denen unbequem iſt, die die Eigenſchaft als Bürger des 
Memelgebietes jeder öffentlich-rechtlichen Bedeutung entkleiden wollen, weil fie auch darin, 
neben anderen Mitteln, ein Mittel ſehen, um die Auflöſung der auto⸗ 
nomen Einheit Memelgebief‘ herbeizuführen. Wir wiſſen: weil man 
dieſe Einheit auflöſen will, darum überſchwemmt man das Memelgebiet mit Nicht⸗ 
memelländern, darum gibt man die Parole aus, die Stadt Memel müſſe auf 80 000 
Einwohner gebracht werden. Weil man die autonome Einheit „Memelgebiet“ auflöſen 
will, darum hat man ein Jahrzehnt lang mit allen Direktorien einen erbitterten Kampf 
geführt darum, daß auch diejenigen litauiſchen Bürger, die in Großlitauen nicht im Beſitz 
aller öffentlichen Rechte waren, trotzdem und im Gegenſatz zum Artikel 8°) des 
Memelſtatutes zu Bürgern des Memelgebietes gemacht werden ſollen. Wir haben nicht 
vergeſſen, daß man ein memelländiſches Geſetz mit dem Veto belegt 
bat, weil der Gouverneur allen Ernſtes behauptete, das Wahl: 
recht zu den memelländiſchen Selbſtverwaltungen hätte jeder 
litauiſche Staatsbürger, der ſich zur Zeit der Wahl im Memel⸗ 
gebiet aufhält, und nicht etwa nur die Bürger des Memelgebietes. .. Das Statut 
ſagt ganz folgerichtig, daß die Bedingungen für den Erwerb der Memel⸗ 
bürgerſchaft durch großlitauiſche Bürger nicht durch ein litauiſches Geſetz, ſondern 
durch ein Geſetz des Memelgebietes feſtgeſtellt werden. Es ſollen alſo 
nach dem Statut nicht die Wünſche und Intereſſen der Großlitauer dafür maßgebend fein, 
ſondern die Wünſche und Intereſſen der Memelländer. Die Wünſche und Intereſſen der 
Memelländer gehen aber dahin, daß der Begriff „Bürger des Memelgebietes“ feinen vollen 
Inhalt und ſeine rechtliche Bedeutung behält, wie ſie im Memelſtatut garantiert iſt. 

Wir ſtellen feſt, daß das Direktorium des Memelgebietes unter dem Druck der 
Drohungen der Paßbehörde auf die Eintragung des Vermerks in die Aus⸗ 
landspäſſe verzichten mußte. Es hätte ſonſt für alle Bürger des Memelgebietes eine 
Sperre für die Erteilung der Viſen veranlaßt und damit unendliche wirtſchaftliche . Not 
und ſeeliſche Schäden verurſacht. Wir ſtellen aber unmißverſtändlich feſt, daß die memel⸗ 
ländiſchen Organe in dieſem Punkt nur der Gewalt gewichen ſind, und daß 
wir unſere Forderungen grundſätzlich mit allem Nachdruck 
erheben und aufrecht erhalten, daß in den Päſſen des Memelgebiets nach 
dem klaren und eindeutigen Wortlaut des Artikels 34 ſowohl die litauiſche Staats⸗ 
angehörigkeit des Inhabers wie auch ſeine Eigenſchaft als Bürger des Memelgebietes 
vermerkt wird.“ 


1) Die Präambel des Memelſtatuts lautet. „In Verwirklichung des weiſen Entſchluſſes, dem 
Memelgebiet Autonomie zu gewähren und die überlieferten Rechte und die Kultur feiner Bewohner zu erhalten. 
.. . und nachdem fie durch Unterzeichnung des Abkommens durch die Vertreter des Britiſchen Reiches uſw. darin 
eingewilligt hat, dem Memelgebiet die Stellung einer autonomen Einheit zu 
gewähren, erhebt die Republik Litauen das folgende Statut zum Geſetz.“ 

2) Artikel 1 des Memelſtatuts lautet: „Das Memelgebiet ſoll unter der Souveränität Litauens 
eine Einheit bilden, die nach demokratiſchen Grundſätzen organiſiert iſt und geſetzgeberiſche, richterliche, 
Verwaltungs⸗ und finanzielle Autonomie innerhalb der in dem vorliegenden Statut genau umſchriebenen 
Grenzen genießt.“ 

0 Artikeln des Memelftatuts lautet: „.. .. Gemäß den Beſtimmungen des litauiſchen Geſetzes über 
die Erwerbung der litauiſchen Staatsangehörigleit kann künftig ein Geſetz des Memelgebietes 
erlaſſen werden. Für litauiſche Staatsangehörige, die nicht Bürger des Memelgebietes ſind, ſollen die Be⸗ 
dingungen, unter denen die genannte Eigenſchaft erworben werden kann, dieſelben ſein wie diejenigen, die in 
Litauen für die Ausübung aller öffentlichen und politiſchen Rechte feſtgelegt ſind.“ 
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Oftland⸗Chronil 


„Wir werden auf Deutſch antworten“ 


Eine berechtigte Abfuhr wurde der 
Maſchinenfabrik R. Wolf in 
Magdeburg in der polniſchen Preſſe 
zuteil. Dieſe Firma glaubte, den pol⸗ 
niſchen Preſſekommentaren zufolge, befon: 
ders geſcheit zu verfahren, wenn ſie ihre 
Geſchäftsofferten nach Polen in 
polniſcher Sprache verſchickte und 
dazu noch in einem höchſt unzulänglichen 
Polniſch. „Es beſteht der Optimismus, 
daß das lachende Polen nicht untergeht, ſo 
lange Herr R. Wolf und ſeine Fabrik in 
Magdeburg leben. Herr Wolff ſchickte an 


einen unſerer Leſer in Schrimm eine Offerte. 


Unſer Leſer lachte eine Woche lang, 
Schrimm lachte einen ganzen Monat 
lang ...“. Der Krakauer „Iluſtrowany 


Kuryer Codzienny“, der in ſeiner Nummer 
vom 5. Mai d. J. in dieſer Form das 
Schreiben der Magdeburger Firma gloſ⸗ 
ſierte, bemerkte zum Schluß: „Neben dem 
polniſchen Text des Werbeſchreibens der 
Firma Wolf iſt — letzten Endes ganz 
richtig, denn wer ſollte auch dieſes Polniſch 
verſtehen — auch der deutſche Text 
abgedruckt. Wir werden Herrn Wolf 
auf Deutſch antworten, damit er 
aber das Deutſch auch verſteht, werden wir 
daneben den polniſchen Text wiedergeben..“ 
Die Firma R. Wolf in Magdeburg mag 
daraus erſehen, daß ſie ſich in Zukunft die 
Mühe erſparen kann, mit polniſch abge: 
faßten Offerten fün ihre Erzeuniſſe in Polen 
zu werben. Die Kreiſe in Polen, die für 
Erzeugniſſe einer deutſchen Maſchinenfabrik 
als Abnehmer in Frage kommen, verſtehen 
es in der Regel auch, Offerten in 
deutſcher Sprache zu leſen. 


Juden als Vertreter reichsdeutſcher Firmen 


Auf der Anfang Mai d. J. veran⸗ 
ſtalteten Internationalen Meſſe 
in Poſen haben ſich einige reichsdeutſche 
Firmen einige Merkwürdigkeiten geleiſtet. 
Die Firmen Rockſtrohwerke A.-G., 
Berger und Wirth & Holweg ließen 
ſich auf der Meſſe durch die Warſchauer 
Firma Nataniel Kochan vertreten. 
Der Stand dieſer Firmen war mit Karrika⸗ 
turen des deutſchen Großagrariers in der 


Manier der hinreichend bekannten Vor— 
kriegspropaganda „geſchmückt“. Die Firma 
Lanz in Mannheim, die im vergangenen 
Jahre ihren Stand mit der badiſchen 
Flagge verſehen hatte, glaubte in dieſem 
Jahre mit der Hiſſung der polniſchen 
Flagge auf die polniſchen Beſucher Eindruck 
machen zu müſſen. Die Firma Gottlieb 
Hammesfahr in Solingen ließ ſich 
durch das Ehepaar Flaksbaum, 
zwei Judentypen echteſter Prägung, ver⸗ 
treten. Die Vertretung der Maſchinen⸗ 
fabrik Karl Krauſe in Leipzig iſt 
gleichfalls einem Juden, dem ſchon er⸗ 
wähnten Nataniel Kochan, anvertraut 
worden, und unter dem Krauſeſchen Fir 
menſchild konnte man das des Juden 
Kochan bemerken. Ganz abgeſehen davon, 
daß es geſchmacklos iſt, wenn ſich reichs⸗ 
deutſche Firmen auf einer Meſſe in Polen 
durch Juden vertreten laſſen, anſtatt von 
den ihnen gebotenen anderen Möglich: 
keiten Gebrauch zu machen, iſt es angeſichts 
der durchaus antiſemitiſchen Ein⸗ 
ſtellung des Poſener Publikums 
auch für die betreffenden Firmen ſelber 
unzweckmäßig, ſich fol” unverkennbarer 
Ghettotypen als „Geſchäftsfreunde“ zu 
bedienen. Wie zu erwarten, wurden von 
den polniſchen Beſuchern beim Anblick der 
Flachsbaums, Kochans uſw., die als Ber: 
treter reichsdeutſcher Firmen auftraten, 
wenig ſchmeichelhafte Bemerkungen über 
die Praxis des Antiſemitismus im Dritten 
Reiche gemacht. 


Großes germaniſches Gräberfeld bei Tar⸗ 
nau 


Bei dem Dorfe Tarnau in Dber- 
ſchleſien iſt man z. Z. mit der Greiz 
legung eines germaniſchen Grä— 
berfeldes beſchäftigt, daß das größte 
bisher entdeckte Vorkommen dieſer Art in 
ganz Schleſien iſt. Es find nicht nur Ur⸗ 
nengräber aus dem 3. Jahrhundert, ſondern 
auch Brandſchüttungsgräber aus dem 4. 
und 5. Jahrhundert n. Ztw. aufgedeckt 
worden. Man iſt auch auf Gräber aus 
dem 1. und 2. Jahrhundert v. Ztw. ge⸗ 
ſtoßen. Die Funde beweiſen, daß ſich an 
dieſer Stelle ein durch mehrere 
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Jahrhunderte benutzter Begräb: 
nis platz der damals in ganz 
Schleſien und darüber hinaus⸗ 
ſiedelnden oſtgermaniſchen Wan⸗ 
dalen befunden hat. Einige der Fund⸗ 
ſtücke zeichnen ſich durch hohe Handwerks⸗ 
kunſt aus. Mehrere aus dem 4. Jahr⸗ 
hundert n. Zew. ſtammende Gefäße find 
mit Hakenkreuzmotiven verziert. Nach den 
Funden ſteht es einwandfrei feſt, daß die 
Tarnauer Gegend mindeſtens ein halbes 
Jahrtauſend hindurch von Germanen dicht 
beſiedelt geweſen iſt. Es iſt übrigens be⸗ 
zeichnend, daß das Vorhandenſein des vor 
einigen Jahren entdeckten Gräberfeldes in 
der mündlichen Uleberlieferung des im 13. 
Jahrhundert als deutſche Siedlung neu 
entſtandenen Dorfes Tarnau bis in die 
Gegenwart fortgelebt hat. 


Prof. Wukadinowicz f 


In Krakau ſtarb am 27. Mai im Alter 
von 68 Jahren Univerfitätsprofeffor Dr. 
Sp. Wukadinowic z. ſtammte 
aus Wien. Er war trotz ſeines kroatiſchen 
Namens nach Bekenntnis und Lebenshal⸗ 
fung Deutſcher. Bis zum Jahre 1932 
hatte er an der UIniverſität Krakau den 
Lehrſtuhl für Germaniſtik inne. Er beſaß 
als Goetheforſcher internationale Bedeu⸗ 
fung. Im Jahre 1932 hielt er in Weimar 
am 100. Todestag Goethes eine viel beach⸗ 
tete Rede. Kurz danach wurde er in den 
Ruheſtand verſetzt, denn auf polniſcher 
Seite hatte man ihm ſein Bekenntnis zum 
deutſchen Geiſtesleben übelgenommen. 


Kein Mittel bleibt ungenutzt 


„Die Molkereigenoſſenſchaft 
Kamin im Kreiſe Zempelburg hatte auf 
den 19. April d. J. eine Generalver⸗ 
ſammlung angeſetzt, auf der Vorſtand 
und Aufſichtsrat neugewählt werden ſollten. 
Für die Zeit, zu der die Generalverſamm⸗ 
lung ftattfinden ſollte, ſetzte der Staroſt 
von Zempelburg für das Dorf Groß⸗Zerk⸗ 
witz eine Gasſchutzübung an. Zur Teil: 
nahme an dieſer Uebung wurden durch 
ſchriftliche Anweiſung ſämtliche deutſchen 
Mitglieder der Genoſſenſchaft, nicht aber 
die übrigen Dorfbewohner verpflichtet. Für 


Nichterſcheinen wurde eine Arreſtſtrafe bis 
zu drei Monaten bezw. eine Geldſtrafe bis 
zu 3000 Zloty angedroht. So erhielt z. B. 
der bejährige deutſche Bauer Johann Wei⸗ 
land, der Mitglied der Genoſſenſchaft iſt, 
die Aufforderung, an der Luftſchutzübung 
teilzunehmen, ſein 54jähriger Sohn, der 
nicht Mitglied der Genoſſenſchaft iſt, aber 
brauchte an der Uebung nicht teilzunehmen. 
Zugleich wurden einige andere, in Nachbar⸗ 
dörfern wohnende deutſche Genoſſenſchafts⸗ 
mitglieder auf andere Weiſe an der Teil⸗ 
nahme an der Generalverſammlung behin⸗ 
dert. So erhielten zwei deuffche Genoſſen 
unter nichtigem Vorwand die Aufforderung, 
ſich gerade um die Zeit, zu der die Ver⸗ 
ſammlung ſtattfinden ſollte, auf der Sta⸗ 
roſtei Zempelburg einzufinden, und bei 
einigen anderen deutſchen Genoſſenſchaftern 
erſchien um dieſelbe Zeit die Polizei, um 
Hausſuchungen vorzunehmen, wodurch es 
den Deutſchen unmöglich gemacht wurde, 
ihr Haus zu verlaſſen. Auf dieſe Weiſe 
konnte keines der deutſchen Ge⸗ 
noſſenſchafts mitglieder zu der 
anberaumten Verſammlung er⸗ 
ſcheinen. Dagegen fanden ſich die 9 pol⸗ 
niſchen Genoſſenſchaftsmitglieder, die weder 
an einer Luftſchutzübung teilzunehmen, noch 
einer behördlichen Vorladung Folge zu lei⸗ 
ſten hatten, noch durch Hausſuchungen be⸗ 
läſtigt wurden, im Verſammlungsraum ein. 
Die Verſammlung wurde von dem im Auto 
der Staroſtei herbeigeholten 2. Vorſitzenden, 
einem Polen, eröffnet, und unter deſſen 
Vorſitz wurden dann die Wahlen vorge⸗ 
nommen. Das Ergebnis war, daß mit 10 
polniſchen Stimmen gegen die Stimme des 
deutſchen Vorſitzenden Vorſtand und 
Aufſichtsrat umbeſetzt wurden, 
natürlich ausſchließlich mit Polen! Die 
ſonderbare Verſammlung wurde durch ein 
ſtarkes Polizeiaufgebot geſchützt, und der 
Eingang zur Molkerei war von Polzei⸗ 
beamten beſetzt. Als ſich am nächſten Tage 

der alte, deutſche Vorſtand der Genoſſen⸗ 

ſchaft zu Beginn der Dienſtzeit beim Ko⸗ 

nitzer Gericht einfand, um die Eintragung 

des unter fo ſonderbaren Ulmſtänden ge 

wählten neuen, polniſchen Vorſtandes zu 

verhindern, mußte er feſtſtellen, daß die 

Eintragung, offenſichtlich außerhalb der 

Dienſtſtunden, bereits erfolgt war. 


Werbt für „Oſtlaud“ 


Bücher über den Oſten 


Die Tſchechoſlowakei im Spiegel der Sta⸗ 
tiſtik. Von Er win Winkler. Verlag 
Karl H. Frank, Karlsbad⸗Leipzig 1937. 89 ©. 

reis 3,50 RM. — In einer Zeit, in der die 
Frage nach der Lebensberechtigung des tſchechi⸗ 
ſchen Vielvölkerſtaates im Brennpunkt des euro⸗ 
päiſchen Intereſſes ſteht, iſt eine Arbeit wie die 
von Winkler von beſonderem Wert. Auf die 
wichtigſten, politiſch bedeutſamen Fragen der 
ſchecho⸗Slowakei wird hier an Hand ſtatiſti⸗ 
ſcher Daten Antwort gegeben. Die ganze 
Arbeit zerfällt in zwei Teile. Der erſte, 53 Sei⸗ 
ten umfaſſende Teil enthält über 70 Karten⸗ 
ſkizzen und graphiſche Darftellungen; im beglei⸗ 
tenden Text werden die weſentlichſten Tatſachen 
erläutert. Der zweite Teil bringt auf etwa 
30 Seiten 57 ſtatiſtiſche Tabellen. Der Arbeit 
beigegeben iſt eine Nationalitätenkarte der Su⸗ 
detenländer im Maßſtab 1: 750 000. Ausführ⸗ 
lich in Text, Karten, Diagrammen und Ta⸗ 
bellen dargeſtellt werden zunächſt die weſent⸗ 
lichen volks- und bevölkerungspolitiſchen Pro⸗ 
bleme der Tſchecho⸗Slowakei insgeſamt und der 
einzelnen Völker des Staates, vor allem der 
Deutſchen: Zahl und Siedlungsgebiet, natürliche 
und Wanderungsbewegung, berufliche und ſozi⸗ 
ale Gliederung. Schulweſen, politiſche und 
konfeſſionelle Struktur, Wirtſchaftsverhältniſſe 
uam. enn man ſich bei der Benutzung der 
Arbeit des Umſtandes bewußt iſt, daß alle in 
ihr veröffentlichten Daten auf amtlichen tſchechi⸗ 
ſchen Erhebungen beruhen, die vor allem auf 
dem Gebiete der Nationalitätenſtatiſtik zu 
tſchechiſchen Gunſten gefärbt find, kann man 
ſich der vielſeitigen Arbeit mit großem Nutzen 
bedienen. Die Erläuterungen zu den Karten 
und Diagrammen ſowie die zufammenfaffende 
Schlußbetrachtung find vierſprachig (deutſch. 
tſchechiſch, engliſch und franzöſiſch) a 
ER. 


Mitteleuropa. Das Problem und die Ver: 
ſuche ſeiner Löſung in der deutſchen Geſchichte. 
Von Heinrich von Srbik. Verlag Her⸗ 
mann Böhlaus Nachf., Weimar 1938. 2. Auf⸗ 
lage. 42 Seiten. Preis 1,50 RM. — Der 
bekannte Wiener Hiſtoriker und Vorkämpfer des 
großdeutſchen Gedankens zeichnet in dieſer Bro⸗ 
ſchüre die Entwicklung nach, die Mitteleuropa 
als Idee und Wirklichkeit in der Zeit des 
Heiligen Römiſchen Reiches, des Deutſchen 
Bundes und des Bündniſſes zwiſchen dem Deut⸗ 
ſchen Reich und Oeſterreich-Ulngarn genommen 
hat. Er zeigt, wie Mitteleuropa in der erſten 
Periode ſich als Ergebnis der Spannung zwi⸗ 
ſchen Territorial- und IIniverſalpolitik in wech⸗ 
ſelnder Form und ſchwankender Deutlichkeit 
herauskriſtalliſterte. Er verfolgt beſonders, in 
welchen Geſtalten Mitteleuropa in den von 
Metternich und Bismarck beſtimmten Jahr⸗ 
zehnten der europäijchen Politik den Staats⸗ 
männern und Denkern und den Völkern vor⸗ 
ſchwebte, welche Bedeutung es in den politiſchen 


Konzeptionen Liſts, von Brucks, Frantz', von 
Gagerns und anderer politiſcher Köpfe beſaß. 
Srbik ſchließt mit den orten: „Vom deut: 
ſchen Geſamtvolke aus muß das Geſtaltungs⸗ 
prinzip für die durch Schickſalsgemeinſchaft 
verbundene geſamte Erdteilsmitte ausgehen, die 
bisher volklich unvollendet war und in ihrem 
Oſten heute unvollendeter iſt denn je. Dann 
mag ſich an die deutſche Lebensgemeinſchaft des 
Reiches und Oeſterreichs eine loſe politiſche 
Gemeinſchaft oſtmitteleuropäiſcher Staaten an: 
gliedern, deren Deutſche eine Bluts⸗ und Her: 
zensgemeinſchaft mit dem ſtaatlich getrennten 
Hauptkörper ihres Volkes bilden. Es wäre die 
Auflöſung des ewigen mitteleuropäiſchen Strei⸗ 
tes zwiſchen Raum und Volk, Staat und Natur, 
Wirklichkeit und Idee, Macht und Geiſt; es 
wäre ein in ſich ſelbſt beruhendes und befriedetes 
Mitteleuropa, die Erfüllung eines ewigen 
deutſchen Traumes und eine große Bürgſchaft 
für den alten Erdteil und die Welt.“ I. K 


Rote Burgen und blaue Seen. Von Jakob 
Schaffner. Hanſeat. Verlagsanſtalt AG., 
Hamburg 1937. 153 Seiten. Preis 3.30 RM. 
Nach ſeinem Buch über die Bayeriſche Oſtmark 
legt der bekannte ſchweizeriſche Dichter in dieſem 
Buche eine zweite deutſche Landſchaftsdarſtellung 
vor. Ihm iſt Oſtpreußen, das Land der Bur⸗ 
gen und Seen, zu einem tiefen und bleibenden 

erlebnis, zu dem Erlebnis einer politiſchen 
Landſchaft geworden. Er hat dieſe Landſchaft, 
ihre Menſchen, ihre Geſchichte und ihre Gegen⸗ 
wart mit den Augen eines Menſchen geſehen, 
der zwar nicht zur reichsdeutſchen Schickſals⸗ 
gemeinſchaft gehört, der ſich aber der großen 
geiſtigen au alsgemeinſchaft aller Deutſchen 
im tiefſten Grunde bewußt iſt, ſo wenn er ſagt: 
„Mit dem gleichen Rechte, mit dem ein engli⸗ 
ſcher Staatsmann ſagte, daß die Grenze Eng⸗ 
lands am Rhein liege, dürfen wir darauf auf⸗ 
merkſam machen, daß das nordöſtliche Vorwerk 
ar Verteidigung der uralten ſchweizeriſchen 

rundfreiheiten in Oſtpreußen liegt“. Oder 
wenn er fagt: „Was für Deutſchland arbeitet, 
das arbeitet für den Wiederaufſtieg Mittel: 
europas. Viel iſt im nahen Oſten getan worden 
durch fremdes Geld und künſtliche politiſche 
Ordnungen, aber alle die Länder um Deutſch⸗ 
land herum werden erſt wieder von Freiheit 
und neuer Zeit reden können, wenn die deutſche 
Kraft ihre Fragen ſelbſt gelöſt hat, und wenn 
die geſchichtliche Scholle, die man Deutſchland 
nennt, wieder klar, voll neuer Fruchtbarkeit aus 
der Uleberſchwemmung der letzten Zeit empor: 
Alke en iſt. Deutſchland bedeutet Europa“. 

akob Schaffner weiß Oſtpreußen in lebendigen 
Farben zu ſchildern. Aus den Landſchaftsbil⸗ 
dern hebt er das ſeelenbildende Element hervor, 
in den Bildern der Städte und Burgen erfaßt 
er das geſchichtlich geſtaltende Moment, und die 
Menſchen weiß er in ihren charakteriſtiſchen 
Eigenſchaften zu zeigen. Das Schickſal Oft 
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preußens, das immer auf Kampf und Not ab- 
geſtimmt war, empfindet er, der Schweizer, mit 
dem weiten Blick für das größere Deutſchland, 
als eigenes Schickſal, und er bekennt ſich dazu. 
Das iſt es vor allem, was ſein Buch für die 
Deutſchen im Reiche leſenswert macht. Dr. K. 

Die Kinder von Kirwang. Von Gott- 
fried Rothacker. Junge Generation Ver⸗ 
lag, Berlin 1938. 215 Seiten. — Wie in feinem 
bekannten Buche „Dae Dorf an der Grenze“, 
fo greift Gottfried Rothacker auch hier mit⸗ 
ten in den Volkstumskampf zwiſchen Deutſchen 
und Tſchechen hinein. Nichts in dieſem Buch 
iſt erfunden. Alles, was in ihm geſchildert wird, 
bat ſich nicht nur in dieſem einen Dorf an der 
böhmiſch mähriſchen Grenze, ſondern in derſelben 

rt oder ganz ähnlich in hundert und tauſend 
anderen deutſchen Dörfern und Städten, die 
unter der Gewalt der Tſchechen ſtehen, ereignet. 
Eine Erfahrung des praktiſchen Volkstums⸗ 
kampfes hat dem Buch ſeinen Titel und ſeinen 
Inhalt gegeben: Es geht bei dieſem Kampf 
letzten Endes immer um die Kinder. Um jedes 
einzelne Kind wird gekämpft, ob es das Kind 


durch Geſchenke in die volksfremde Schule ge⸗ 
lockt wird, ob es das Kind des deutſchen Straßen⸗ 
wärters iſt, dem die „freie Wahl“ gelaſſen 
wird, ſeinen Arbeitsplatz zu verlieren oder ſein 
Kind in die tſchechiſche Schule zu ſchicken, uſw. 

er rieg wird um und gegen die deutſchen 
Kinder geführt. lleber ihre jungen Jahre 
breitet ſich der Ernſt und die Not einer großen 
Auseinanderſetzung, die ſie ſelbſt noch nicht völlig 
begreifen, die in ihnen aber ſchon das Bewußtſein 
und den Stolz aufkeimen läßt, zu einer großen 
Gemeinſchaft zu gehören und dieſer Gemeinſchaft 
Opfer bringen zu müſſen. Schlicht und phrafen- 
los wird dieſer Kampf, den die Kinder von Kir⸗ 
wang und mit ihnen die Kinder in hundert und 
tauſend anderen deutſchen Dörfern und Städten 
auf ſich nehmen, geſchildert. In welchen For⸗ 
men der Volkstumskampf geführt wird, wie er 
in das Leben jedes Einzelnen eingreift, wie er 
ſich in die verſchiedenſten Einzelerſcheinungen 
auflöſt und doch in allem eine einheitliche Füh⸗ 
rung erkennen läßt, ſtellt Rothacker dar, und er 
lehrt damit auch diejenigen, die dieſen Kampf: 
ſelber nie mitgemacht haben, zu begreifen, wie 
es dort zugeht und worum es dort geht. Dr. K. 


der armen Häuslerin iſt, das von den Tſchechen 
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